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9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 

0. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 23. Januar). 
\ 10 Uhr. Am Miniſtertiſche: Falk und mehrere Commiſſarien. 

Die Abgg. Seam Freund und Bürgers wünſchen von der Mit⸗ 
Reſchaft der Wegeordnungscommiſſion entbunden zu fein, weil fie fi 
At geeignet halten, das derſelben überwieſene Chauſſeepolizeigeſetz zu 

en. 

4 Ag. Windthorſt (Meppen) iſt zweifelhaft, ob eine Mandatsniederlegung 
5 je 5 um beantragt, die Frage in der Geſchäftsordnungscommiſſion 
% zu laſſen. 
4 Das Haus ertheilt jedoch der Bitte der drei Abgeordneten ſeine Zu⸗ 


h ung. 

der zur e ſtebende Antrag Henze lautet: Die Staatsregierung 
Hufordern, im! undesrathe dabin zu wirken, daß ein Reichsgeſetz erlaſſen 
erde, welches ermöglicht, den für gewerbliche Zwecke beſtimmten Spiritus 
wier amtlicher Controle zu denaturiren und für den denaturirten Spiritus 
kenerfreiheit gewährt. 

An Stelle des an einem Halsübel leidenden Abg. Henze begründet Abg. 
zaun den Antrag: Es ſoll durch Reichsgeſetz ermöglicht werden, den zu 
erblichen Zwecken beſtimmten Spiritus unter amtlicher Controle zu ‚dena: 

en und für denſelben Steuerfreiheit zu gewähren. Wir wollen nicht in 

KAeichscompetenz eingreifen, ſondern nur die Regierung auffordern, bei 
ken Organen der Reichs geſetzgebung die nöthigen Schritte zu thun. Die 
che iſt nicht nur für die Spiritusfabrikanten, ſondern auch für die Indu⸗ 
N ellen, welche den Spiritus als techniſchen Hilfsſtoff verwenden, von böch⸗ 
1 Bedeutung. Die Eſſig⸗ und Zündhütchenfabrikanten und eine ganze 
geihe anderer intereſſiren ſich auf das Lebhafteſte dafür, um fo mehr, je 
babe ſie der Südgrenze unſeres Steuervereins ſtehen und je mehr ſie von 
er Concurrenz Süddeutſchlands zu leiden haben. Ein Eſſigfabrikant aus 
Saarbrücken kann 3. B. mit den Pfälzern nicht concurriren, weil dieſe 33 pCt. 
Steuer für den Spiritus ſparen. 1 SER 
Ein wichtiges Moment iſt es, daß bei uns die Spiritusfabrication eine 
Bi 0 der Landwirthſchaft und Viehzucht iſt und weſenmlich zur Melioration 
des odens beiträgt. Es würde viel mehr Spiritus conſumirt werden, 
wenn die Spiritusſteuer, die doch eigentlich nur als Getränkſteuer gefaßt iſt, 
dicht auf den denaturirten Spiritus ausgedehnt wäre. Durch dieſe Aus⸗ 
dehnung iſt die Industrie gehemmt in ihrer Concurrenz mit dem Auslande; 
die größere Exportfähigkeit der Industrie wird auch den Spiritusproducenten 


zu Gute kommen. Vielleicht könnte auch der Spiritus in Folge ſeiner De⸗ 


naturirung in anderen Ländern ſteuerfrei eingeführt werden, was jetzt in 
ſeinem reinen Zuſtande nicht möglich iſt. Die Spirituspreiſe würden aller⸗ 
dings nicht auf einmal in die Höhe gehen, das hängt ja vom Weltmarkie 
ab: aber da in Preußen der befte und billigſte Spiritus erzeugt wird, jo 
Üt das Quantum, welches Deuiſchland auf den europaiſchen Markt wirft, 
wohl geeignet, auf die Preiſe einzuwirken, Eine Steuerfreiheit findet aller⸗ 
dings für Bleiweiß⸗ und Bleizucker⸗Fabrication, für die Darſtellung von 
Alkaloiden, für Anilin⸗ und Eau de Cologne- Fabrication ftatt. Viel wich⸗ 
tiger find die Lack, 11 2505 Soda⸗ und Ammoniak⸗Fabrication, die Möbel: 
tiere und Goldleiſtenfabrication, auch die chemiſchen Fabriken und in 
neueſter Zeit auch die Rübenzuckerinduſtrie. Als Einwand gegen den An⸗ 
rag ließe ſich nur anführen, daß man keine Denaturirungsmethode finden 
könnte, welche eine Renaturirung nicht geſtatte. Die Frage ſcheint mir ge⸗ 
löſt: in England braucht man dazu einen Creoſotzuſaß, und es iſt mir ver⸗ 
ſichert, daß bis dato kein Menſch im Stande ſei, dieſe Miſchun zu renatu⸗ 
riren oder zu trinken. In Deutſchland wird ſich jedenfalls er ein ſolches 
Geſchöpf finden. Ein finanzieller Ausfall wird ſich allerdings in der erſten 


Zeit herausſtellen, aber bald durch größere Production gedeckt werden, welche 


den verſchiedenen Induſtriezweigen eine größere Steuerkraft geben wird. 


Ich bitte Sie alſo, unſeren Antrag ohne Commiſſtonsberathung anzuneh⸗ 


men, denn feine legislatoriſche Prüfung wird ja im Reichstag und Bundes⸗ 
rath hinreichend ftatifinden. (Beifall.) ; L 
Geh. Regierungsrath Schomer: Der Antrag hat den Zweck, einmal die 


Spiritusfabrikation zu fördern und ferner die Induſtrie, welche den Spiritus 
benutzt, ic erleichtern. Die 


\ Regierung ſympathiſirt mit dieſen Wünſchen 
und hat ſchon ſeit längerer Zeit darüber Erörterungen angeſtellt, die aber 
noch nicht zum Abſchluß gekommen ſind; ein beſtimmtes Engagement kann 
fie daher für den Antrag nicht eingehen. Jedenfalls dürfte aber der zur 
Eſſigfabrikation verwandte Spiritus nicht in das Bereich des Antrages hin⸗ 
eingezogen werden. Die Beſchwerden der Eſſigfabrikanten ſind nicht unbe⸗ 
ründet, können aber auf dieſem Wege nicht beſeitigt werden. Die Schwierig: 
eiten der Denaturirung ſind doch größer, als es nach den Worten des 
Vorredners ſcheinen möchte; auch in England iſt trotz der Schärfe der Be⸗ 
ſtimmungen noch mancher Mißbrauch getrieben worden, und noch 1874 hat 
Jemand den denaturirten Spiritus, ohne ihn zu reinigen, nur verſüßt, ge⸗ 
färbt und verdünnt, als Getränk verkauft; die engliſchen 1 haben 
allerdings ihre Verwunderung darüber ausgeſprochen, daß ein ſo entarteter 
Geſchmack exiſtire. Die Erwägungen der Regierung äber dieſe Frage find 
noch nicht abgeſchloſſen; aber im Fall der Steuerfreiheit des denaturirten 
Spiritus zugeſtimmt werden ſollte, dürfte auch die Erwägung nahe gelegt 
werden, wie der dadurch entſtehende finanzielle Ausfall zu decken ſei. 

Abg. Kiepert empfiehlt den Antrag, der der Landwirthſchaft einen 
Erſatz für den Verluſt ſchaffen kann, der ihr durch die Verminderung der 
Grvonttäbigteit in Spiritus entitanden iſt. Dieſer Verluſt fei ſehr bedeutend, 
denn die Spiritusfabrikation entſpreche für Preußen ungefähr dem Weinbau 
anderer Länder. Die Brennereien ſeien ſogar das ein Hilfsmittel, um 
dem Landwirthe das mangelnde Futter zu ſchaffen. Bisber ſei es nicht ge⸗ 
lungen, dem Spiritus beim Import in England S zu ſchaffen; 
das immer jo freihändleriſch fi darſtellende England erhebe vom Spiritus 
einen Schutzzoll von der Hälfte des Werthes. Aus Hilfe für den finan⸗ 
ziellen Ausfall weiſt der Redner auf eine Erhöhung der Spiritusſteuer 
als Getränkſteuer hin, vielleicht in der Form einer Schankſteuer, die 
eher au einer Verminderung der Schankſtätten führen könnte, als ſonſtige 

aßregeln. r 

Abg. Hundt von Hafften ſtellt die Spiritusſteuer als eine lediglich 
dem Grundbeſitz Gen Laſt fallende dar; bei den ſinkenden Preiſen müſſe die 
Regierung dem Grundbeſitz zu Sul ommen; denn die Brennereien ſeien 
für die Provinzen Poſen und Sachſen Lebensfragen. — 
Abg. Braun hat die Beſchwerden der Eſſigfabrikanten nur beiläufig er⸗ 
wähnt, weil ſie begründet ſeien; im anfrage ſtehe nichts von denſelben. 
Er iſt erfreut über die entgegenkommende Erklärung der Regierung, bittet 
aber bei den gründlichen Erwägungen ein etwas beſchleunigteres Tempo 
einzuſchlagen und endlich zu Thaten über, ugeben. Die techniſche Frage ſei 
nach den Erklärungen der Männer der Wiſſenſchaft wohl zu löſen und es 
wird ſich wohl Niemand geneigt finden, Terpentin, Ammoniak oder Salpeter: 
fäure, die man alle zur Denatuirung verwende, zu trinken. Bei den frühe⸗ 
ren in England gebräuchlichen mangelhafteren Methoden ſeien erhebliche 
Defraudationen allerdings vorgekommen, bei der jetzt gebräuchlichen Dena⸗ 
turirung mit Detbyl-Altopol oder Hoge batten ſie aber erheblich abge: 
nommen. Der Fall aus dem Jabre 1874 ſei allein als Gegenbeweis nicht 
genügend; der beiteende Mann ſei ein ausgepichter Schnapstrinker ge: 
weſen, der ſehr piel Wachholderſchnaps getrunken 155 Geſchmack entfernt 
an den Methyl: Alkohol erinnere. Uebrigens haben die engliſchen Zöllner 
ſich nicht enthalten können, ihr Erſtaunen darüber auszudrücken, daß über: 
haupt ein jo entarteter Geſchmack exiſtire. Das dom Abgeordneten Kiepert 
borgeſchlagene Mittel zur Deckung des finanziellen Ausfalls jei zu empfeh⸗ 
len und würde wahrſcheinlich vielmehr zur Verminderung der Schankſtätten 
beitragen, als alle bom Abg. Miquel bei Gelegenheit der Debatte über das 
Gehalt des Miniſters des Innern zur Sprache gebrachten Maßregeln. 
Geiterkeit.) Sepenialld ſei ein Steuerreformprojeck nicht durchführbar, wenn 
es neben Erhöhung der Einnahmen nicht auch Erleichterungen und Ver⸗ 
beſſerungen bringe. Redner erinnert an die Apoſtrophe des Dichters, an 
den Mann mit den zugelnöpften Taſchen, und bittet den Regierungs⸗Com⸗ 
miſſarſus auch den Herrn Finanzminister gütigſt an dieſen Vers erinnern 
zu wollen (Heiterkeit). 
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Der Antrag wird mit großer Majorität angenommen. 

Es folgt die erſte Berathung des Antrages des Abg. Knebel auf An⸗ 
nabme des Entwurfs einer Gehöferſchaftsordnung. 

Abg. Knebel: Der vorliegende Entwurf bezweckt die Erhaltung eines 
der intereſſanteſten Ueberreſte altgermaniſcher Zeit im öffentlichen Intereſſe. 
Die Gehöferſchaften beſtehen in einem Geſammtgrundeigenthum, das na 
ideellen Antheilen vertheilt iſt und ſich im Allgemeinen an beſtimmte Ge⸗ 
meinden anſchließt. e wird in beſtimmtem Turnus an die 
Betheiligten zur Benutzung übergeben. Es iſt nun mit der Theilung des 
Geſammivermögens begonnen worden und im Gefolge davon ei e theilweise 
Devaſtation des Bodens eingetreten, wodurch die Gehöferſchaften, wenn 
nicht baldige geſetzliche Hilfe geſcha en wird, ihrer Auflöſung entgegengehen. 
Durch das Geſetz ſollen die beſtehenden Theilungen ſiſtirt und andere un⸗ 
möglich gemacht werden. Es handelt ſich dabei um ein öffentliches Inter⸗ 
effe, ſchon mit Rückſicht darauf, daß die Gehöferſchaften in fünf Kreiſen des 
Trierer Regierungsbezirks liegen und ein beträchtliches Areal umfaſſen. Ich 
beantrage, den Entwurf der berftärkten Agrarcommiſſion, die auch die Hau: 
bergsordnung berathen hat, zu überweiſen. 

Geb, Reg.⸗Rath Rothe erklärt, daß der Antrag Knebel der Regierung 
willkommen iſt, wenngleich ſie ſich mit gewiſſen Einzelheiten, wie z. B. der 
Belaſtung der Staatskaſſe, nicht einverſtanden erklären kann; die Ueberwei⸗ 
1 ns die Commiſſion ſei zweckmäßig. 8 . 

bg. Röckerath ſpricht fi ebenfalls für die Ueberweiſung an die 

Agrarcommiſſion aus, wünſcht jedoch, daß die Betheiligten binzugezogen 
würden; auch müſſe nicht ſammtlichen Betheiligten, wie der Entwurf will, 
W Stimmrecht, ſondern ein Stimmrecht nach ihren Antheilen ver⸗ 

iehen werden. N 8 

8 55 Knebel bemerkt, daß die Betheiligten zum Theil gehört wor⸗ 
den ſind. 

Der Entwurf wird der um 7 Mitglieder verſtärkten Agrarcommiſſion 
uͤberwieſen. 

Es ſolgt die Berathung von Petitionen: 

Von dem Grafen Droſte zu Viſchering iſt unter dem 3. November 1877 
folgende Petition eingereicht worden: „Das hohe Haus der Abgeordneten 
wolle die königliche Staatsregierung auffordern, alle die Rechte der Kirche 
wie der römiſch⸗katholiſchen Staatsbürger auf dem Gebiete des Volksſchul⸗ 
weſens verletzenden Anordnungen, insbeſondern die hier hervorgehobenen, 
unperzüglich zu beſeitigen.“ Im Beſonderen wird vom Petenten verlangt, 
daß über die katboliſchen Volksſchulen auschließlich katholiſche Aufſichts⸗ 
beamte geſetzt werden; daß Niemand in der latholiſchen Religionslehre unter: 
richtet oder prüft, der nicht den Auftrag dazu von der Kirche erhalten hat; 
daß den von der Kirche damit beauftragten Prieftern] die Leitung des Ne: 
ligionsunterrichts ohne jede Beeinträchtigung belaſſen wird. 

Die Unterrichts⸗Commiſſion beantragt, über die Petition zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. 2 : ar x 

Abg. Reichenſperger will dagegen die Petition der Staatsregierung 
zur Abhilfe überweiſen. 5 

Für den Fall der Ablehnung des Antrages Reichenſperger beantragt 
Abg. Windthorſt (Meppen), die Petition der Staatsregierung zur Abs 
bilfe in der Richtung zu überweiſen, daß da, wo die Erziehungsberechtigten 
(Eltern, Vormünder) die kirchlichen Garantien dafür, daß der Religions⸗ 
unterricht in der öffentlichen Schule im Sinne der römiſch⸗katholiſchen Kirche 
ertheilt wird, als zur Zeit vorhanden nicht erlennen, kein Zwang zur Theil: 
nahme ihrer Kinder an dem Religionsunterrichte geübt werde. 

Solite auch dieſer Antrag abgelehnt werden, jo verlangt Abg. Brüel, 
die Petition der Staatsregierung zur Berückſichtigung in der Richtung zu 
überweiſen, daß wenigſtens da, wo die normalen Garantien dafür, daß 
der Religionsunterricht im Sinne der römiſch⸗katholiſchen Kirche ertheilt 
wird, zur Zeit fehlen, kein Zwang zur Theilnahme an dem Religionsunter⸗ 
richt gegen die Kinder ſolcher Eltern geübt werde, welche dieſer Theilnahme 
widerſprechen. 

Abg. von Hammerſtein beantragt eine Erweiterung des Antrages 
Brüel auf alle Confeſſionen, indem er an Stelle der Worte „der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche“ ſetzen will: „der betreffenden Religions- 
geſallſchaft“ 5 . a = 

Gleichzeitig werden zur Discuffion geſtellt eine Petition bon Familien: 
vätern der Stadt Meſchede, welche bitten, das Haus möge den Cultusminiſter 
auffordern, ihnen eine Antwort auf ihre von ihnen eingereichte Beſchwerde 
(Droſte⸗Viſchering'ſche Maſſenpetition) zu ertheilen. 

Ferner eine Petition der Gemeindevorſtände von Deutſch⸗Müllmen, Pol⸗ 
niſch⸗Müllmen und Wilkau, ſowie des Kirchenvorſtandes von Deutſch⸗Müll⸗ 
men, welche verlangen: „1) Anerkennung unſeres Eigenthumrechtetz auf 
unſere Schulen nach Maßgabe unferer, unſerem Pfarrer ſchrifilich gegebenen 
Willenserklärung rückſichtlich der Benutzung unſerer Schullocale zur unge⸗ 
hinderten Belehrung unſerer Kinder in unſerem heiligen römiſch⸗katholiſchen 
Glauben außerhalb der lehrplanmäßigen Schulſtunden; 2) Anerkennung des 
unſerem Pfarrer zuſteheuden Rechtes, den Religionsunterricht in der Schule 
im Namen der katholiihen Kirche bezw. der katholiſchen Religionsgeſellſchaft 
der Parochie Deutſch⸗Müllmen nicht nur zu beauſſichtigen und zu leiten, 
ſondern auch ſelbſt zu ertheilen.“ 4 un 

Auch über dieſe Petitionen beantragt die Unterrichts Commiſſion, zur 
Tagesordnung überzugehen. j 

Es haben ſich zur Debatte einschreiben laſſen zehn Redner gegen, acht 
für die Commiſſionsanträge. 

Abg. Reichenſperger: Es handelt ſich hier nicht um eine Beſchwerde, 
die aus der Centrumsfraction bernorgegnngen iſt, ſondern um eine Petition 
von 100,000 Katholiken, welche die Religions⸗ und Gewiſſensfreiheit durch 
die Maßregeln des Cultusminiſters betreffs der Theilnahme am Religions⸗ 
Unterricht gefährdet ſehen. Die Art und Weiſe, wie der Beſchluß der Com⸗ 
miſſion motivirt iſt, muß die peinlichſten Gefühle erwecken. Die Commiſſion 
ſcheint davon ausgegangen zu ſein, daß die Kinder zunächſt dem Staat und 
dann erſt der Familie gehören; ſie hat aber mit Unrecht dieſen Satz auf 
das kirchlich religiöſe Gebiet ausgedehnt. Der Beſchluß iſt ferner von der 
nichtkatholiſchen Mehrheit der Unterrichts⸗Commiſſion gegenüber der Ein⸗ 
ſtimmigkeit der katholiſchen Mitglieder gefaßt worden, während doch in reli⸗ 
giöſen Dingen ein competentes Urtheil nur von denjenigen, die innerhalb 
der betreffenden Confeſſion ſtehen, gefällt werden kann. Ich hoffe, daß die 
Majoritat des Plenums beſſer urtheilen wird, beſonders, da eine Zahl libe⸗ 
raler und nationalliberaler Blätter ihre Unzufriedenheit mit den in Rede 
ſtehenden Maßnahmen des Miniſters ausgeſprochen hat. Ich werde ſehen, 
ob auf jener Seite des Hauſes das Wort des Abg. Virchow, welches dieſer 
beim Beginn des Culturkampfes ſprach, eingelöft werden wird, nämlich, daß 
der Religionsunterricht Niemandem aufoctropirt werden 114 und bemerke 
dabei, daß es ſich nicht um einen mit den Maigeſetzen in Verbindung ſtehen⸗ 
den Act, ſondern um einen ſelbſtſtändigen Willensact des Miniſters handelt. 
Die Commiſſion bat ſich darauf berufen, daß das Ober⸗Tribunal bereits 
gegen die Petenten entſchieden habe; dies ift ein Irrtum, das Ober⸗Tribunal 
hat im wa Mg den eigentlichen Rechtspunkt, auf den es ankommt, zu 
ihren Gunſten entſchieden. ? 9 

Freilich hat es gleichzeitig die Anſicht ausgeſprochen, daß der Artikel 24 
der Verfaſſungs⸗Urkunde, welcher die Leitung des Religions- Unterrichtes der 
Kirche beläßt, durch Artikel 112 ſuspendirt worden; indeſſen ift dies eine 
ſehr ftreitige Sache und gerade der Cultusminiſter hat, bei der Berathung 
des Schulaufſichtsgeſetzes, wiederholt erklärt, daß der Artikel 24 zwar formell 
ſuspendirt, aber actuelleg und materielles Recht in Preußen ſei. Im 
Herrenhauſe hat der Miniſter bei derjelben Gelegenheit gelagt, daß die Lei⸗ 
tung des Religions⸗Unterrichts in der Volksſchule durch die Kirche geſchehen 
ſolle, wenn auch unter ſtaatlicher Aufſicht. Was hat nun der Cultus⸗ 
miniſter aus dem Artikel 24 gemacht? In ſeinem Erlaß vom Februar 
1876 hat er erklärt, daß der Religions⸗Unterricht Sache des Staates ſei und 
nur in feinem Auftrage gelehrt werde. Auf Grund hiervon find 2468 Orts: 
geiſtliche, gegen welche ſich maigeſetzliche Bedenken erhoben hatten, aus den 
Schulen ausgewieſen worden und die Uebrigen haben nur das Recht, dem 
Religions⸗Unterricht auf ihren Antrag beizuwohnen. 7 Wenn es ſich aber 
darum handelt, welche Bedeutung das Wort u f im Attikel 24 bat, 
jo iſt dieſelbe durch eine 25jährige notoriſche Praxis feſtgeſtellt worden. Ur⸗ 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 6 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Mont 
5 ei 1 den übrigen —— dreimal erſcheint. f 0 


Donnerstag, den 24. Januar 1878. 


ſprünglich hieß es, in der octroyirten Verfaſſung, daß die „Beſorgung und 
Ueberwachung“ des Religions⸗Unterrichtes der Kirche unterſtehe, und die 
Abänderung der Worte hat weder zu der Verdunkelung, noch Veränderung 
der Sache in der praktiſchen Ausführung Veranlaſſung gegeben. Dieſe Mo⸗ 
mente find in dem Tribunals⸗Erkenntniſſe nicht berückſichtigt worden. In⸗ 


ch] deſſen, wenn dieſe Auffaſſung die richtige und Artikel 24, wie der Miniſter 


mehrfach anerkannt hat, materielles Recht iſt, dann bat der Miniſter bei 
ſeinen Maßregeln widergeſetzlich gehandelt. Im Uebrigen hat das Tri⸗ 
bunal ausdrücklich anerkannt, daß der Kirche eine geſetzliche Sicherung für 
die ihrem Bekenntniß entſprechende Ertheilung des Religions⸗Unterrichtes, 
durch Mitwirkung bei der Prüfung der Lehrer zuſtehe. ; 

Aber der Cultusminiſter hat, ohne dieſe geſezliche Hinzuziehung, Lehrer 
geprüft und ernannt, und er kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er in 
den Diöcefen, wo keine Biſchöfe mehr find, dieſe nicht bei der Prüfung ber⸗ 
anziehen konnte und deshalb andere Geiſtliche berufen hat. Wenn dieſe 
keine biſchöfliche Autorität haben, fo kann es auf fie nicht ankommen. Auch 
in rein materieller Hinſicht hat der Cultusminiſter Unrecht. In einem 
religiös indifferenten Staat wie Preußen kann es nicht Sache des Staates 
ſein, innere religiöſe Einrichtungen zu beaufſichtigen, und der Cultusminiſter 
kann nicht verlangen, daß das, was er als Religion und Glaube anſieht, 
auch allgemein dafür gehalten wird. Auch gegen die Lehrer kann man 
Mißtrauen hegen in Zeiten, wo die Regierung ſich in offenem Conflict mit 
der Kirche befindet, wo der Miniſter erklärt hat, daß er nicht 55 wo ſich 
eigentlich die römiſch⸗katholiſche Kirche befinde und der katholiſche Religions⸗ 
Unterricht vielfach als ein überwundener Standpunkt angefehen wird. Dieſe 
Angelegenbeit muß auch auf jener Seite des Hauſes ernſt genommen wer⸗ 
den, damit nicht der entnervende Geiſt des Zweifels ſchon in die jungen 
Seelen gelegt wird. Es handelt ſich nicht blos um die Reſpeclirung der 
Freiheit des katholiſchen Relionsunterrichts, ſondern um hochpolitiſche a 
tereſſen, um den inneren Frieden in Preußen, der ohnehin durch die Mai⸗ 
geſetzgebung arg geſtört iſt; es handelt ſich darum, daß der Anfang dieſes 
Friedens herbeigeführt werde durch die Erklärung des Hauſes, es wolle 
nicht, daß der Cultusminiſter auf eigene Hand über die Maigeſetze hinaus⸗ 
gebe und daß über die Grenzen Preußens hinaus der Anfang der Einig⸗ 
keit auf dieſem Gebiete gemacht wird. (Beifall im Centrum, Wider⸗ 
ſpruch links.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Die vorliegenden Maſſenpetitionen betreffen be⸗ 
ſtimmte Beſchwerdepunkte, ſind durch ſachliche Gründe motivirt und müſſen 
daher ſachlich geprüft werden. Die Antragſteller berufen ſich auf die Rechte 
der katbolifhen vie aus dem weſtfäliſchen Frieden, ohne hinzuzu⸗ 
fügen, daß aus demſelben Frieden auch Nichtberechtigungen folgen. Nach 
dem weſtfäliſchen Frieden gab es in Deutſchland nur katholiſche, lutheriſche 
oder reformirte Staaten. Im Münſterlande, in den geiſtlichen Kurfürſten⸗ 
tbümern gab es keine lutberiſche Kirche oder Schule, ſondern nur kirchlich 
rechtloſe Lutheraner, die ſogar zur Auswanderung gezwungen werden konn⸗ 
ten. In Brandenburg und Pommern gab es keine katholiſche Kirche und 
Schule, ſondern nur kirchlich rechtloſe Katholiken. Die Unmöglichkeit eines 
ſolchen Zuſtandes wurde zuerſt in den Landen unſeres großen Kurfürſten 
empfunden. Ein wirklicher deutſcher Staat kann nicht dieſelbe Klaſſe 
ſeiner Unterthanen an einem Ort als allein berechtigt, an einem anderen 
Ort als rechtlos behandeln. Nach ſchwerem Ringen hat der preußiſche 
Staat jene rechtloſen Minoritäten überall zur Religionsfreiheit, zur gleich⸗ 
berechtigten Kirche erhoben. Es war dies nicht 1. ohne Ausdehnung 
der Oberauſſichtsrechte des Staates. Kommen die Geſetze mit dem „alten, 
heiligen, unabänderlichen Rechte der katholiſchen Kirche in Colliſton, fo ift 
dies für jeden Staat unvermeidlich, weil man dem rechtloſen Theil niemals 
zu gleichem Rechte verhelfen kann, ohne das unumſchränkte Recht des Be⸗ 
vorrechteten in beſtimmten Punkten zu EI In erhöhtem Maße 
gilt dies von der Lage unferer Volksſchulen. Die rechtloſen Minoritäten 
in jedem deutſchen Lande hatten ſelbſtverſtändlich jo wenig eine Schule, wie 
eine Kirche, ſondern mußten ſich privatim bebelfen. Aber auch die berr⸗ 
ſchende Religionspartei hatte keine Voltsſchule. Auf dem platten Lande 
beſtanden unter dem Namen der Schule nur einige ſchüchterne Leſeverſuche, 
die wäbrend des Winters in der Küſterſtube gemacht wurden. Der niedere 
Clerus ſelbſt beſtand nur kümmerlich mit feinem Einkommen. Woher follte 
das Perſonal und das Einkommen für einen Lehrer ſich finden? Wer ſollte 
die Eltern nöthigen, die Kinder zur Schule, ſtatt zur Feldarbeit zu ſchicken? 

Fünf Menſchenalter bindurch bat dieſen Zuſtänden gegenüber das König: 
thum kraft feiner Schutzpflicht für die Unmündigen treu gewaltet und un⸗ 
ermüdlich den Kampf gegen die Selbſtſucht und die Kurzſichligkeit der großen 
arbeitenden Klaſſe geführt. Nur der Staat in der Erfüllung ſeiner heiligſten 
Pflichten konnte die Schulpflicht durchführen. Die Kirche war dazu außer 
Stande; denn ſie kann nur ihre gehorſamen Mitglieder zwingen, nicht die 
ungeborfamen, gewiſſenloſen, noch weniger die Mitglieder anderer Bekennt⸗ 
niſſe. Seit vier Generationen hat dann unſer Staat die Gemeinden 
gezwungen, Schulbäufer zu bauen, Lehrer zu beſolden, eine wirkliche Schule 
zu ſchaffen. Die Schulfocietäten des allgemeinen Landrechts, wie die älteren 
Schulreglements beruhen auf dem Gemeindeprincip, durch welches 
unſere Schulhäufer, unſere Lehrerſtellen geſchaffen find. Unter 140 Millionen 
Mark Gemeindeſteuern bilden die Schullaſten heute din bei Weitem größten 
Poſten, denen der Staat jetzt jährlich 18,000,000 Mark hinzufügt. Seit 
drei Menſchenaltern bat der Staat jenes zuſammenhängende Syſtem ge⸗ 
ſchaffen, weiches durch die Univerſität die gelehrte Schule, durch die gelehrte 
Schule das Seminar, durch das Seminar unſere 40,000 Volksſchullehrer 
bildet, die Erfahrungen der Jugenderziehung zu einem Gemeingut der Lehrer 
macht und eine Schulordnung ſchafft, in welcher der Kirche, der Gemeinde, 
den Familienvatern ihr Antheil und ihr Recht gewährleiſtet werden muß. 
Dieſe Hergänge haben unſere öffentlichen Schulen zu Ver anſtalt ungen 
des Staates gemacht, — nicht eine Erfindung des Allgemeinen Land⸗ 
rechts. Keine der Kirchen hätte dies ſchaffen können, weder den Schulzwang, 
noch das Gemeindeprincip, noch die Einheit des Untertichts. Aber ein feſter 
Antheil kam beiden Kirchen zu, nach ihrem hiſtoriſchen Recht aus der Zeit 
ver Anfänge unſeres Sela in denen es nur Kirchenſchulen gab. 
Eben ſo zwingend für den Staat wirkten die Grundſätze der Erziehungs⸗ 
lebre, die in jedem Jahrzehnt von Neuem den Grundſaß beftätigt, daß in 
der Erziehung der Jugend der religiöſe und der wiſſenſchaftliche Unterricht 
nicht zu trennen find, ohne beide Seiten zu beſchädigen. Darauf berubt 
die Vertheilung der Rechte in unſerem Unter richtsſyſtem. Va en 
Staat hat ſich jederzett bemüht, dem katholiſchen Religionstheil nach gleichen 
Grundſatzen gerecht zu werden, wie dem evangeliſchen. Er erkennt keine 
öffentliche Unterrichtsanſtalt an, ohne Zwang zu dem katholiſchen Religions⸗ 
Unterricht für die katholiſchen Kinder. Er wählt danach die Lehrer. 

Die katholiſchen Lehrer werden in beſonderen, für fie beftimmten Seminaren 
ausgebildet. Die Zahl derſelben entſpricht genau der katholiſchen Bevölke⸗ 
rung. Der Staat berſichert ſich auf jedem ihm zugänglichen Wege, daß 
der katholiſche Lehrer für den Religionsunterricht gebildet und befähigt ſei. 
Er perſichert ih der Zuſtimmung der Biſchofs zu den Religionslehrbüchern 
Er berüͤckſichtigt jede motivirte Beſchwerde gegen die Lehrer, wie gegen die 
Lehrbücher. Er läßt unter ſeinen Augen den kleinen und den großen Katechis⸗ 
mus alltäglich lehren. Er hat den neu ſormulirten vaticaniſchen Glaubens⸗ 
lehren, auch der Eneyklika und dem Syllabus nie ein Hinderniß in den Weg 
gelegt. Er läßt auch der ſtreitenden und verdammenden Kirche den breiteſten 
Spielraum im Confirmandenunterricht, in Haus und Familie, in Kirche, 
75 und Seelſorge — und mit einiger Beſchränkung des Weges zu 

chule. Und ſollte in einer fo ſchwierigen Verwaltung ein Verſehen ge⸗ 
ſchehen, fo findet die offenſte Erörterung der Beſchwerde auch in unſeren 
Landtagen ſtatt, von welcher der katholiſche Theil den aus giebigſten Gebrauch 
zu machen niemals verſäumt hat (Heiterkeit). Wir wollen zugeſtehen, daß 
dieſe Vertheilung der Rechte wicht einfach iſt. Ich erinnere mich, daß an 
dieſer Stelle die Sache ein mixtum compositum genannt worden it. Allein 
auch die deutſche Nation iſt ein ſolches. Jeder Kreis, jede größere Gemeinde 
iſt ein ſolches. An zablloſen Stellen iſt ſede Straße, faſt jedes Haus und 

ahlloſe Familien ein mixtum compositum, in welchem jeder Religionstbeil 
150 gleichen kirchlichen Rechte und Grundrechte hartnäckig bis zum Wori⸗ 
laut des Buchſtabens geltend macht und vom Staate garantirt verlangt. 
Staaten, welche nur eine herrſchende Kirche kennen, haben die Sache frei⸗ 


lich einfacher arrangirt. Die Petitionen verlangen, es ſoll kein Reli⸗ 
gionsunterricht und kein Aufſichtsrecht darüber in der Schule 
anders geübt werden, als im ausdrücklichen Auftrag des Biſchofs, 
auf eine kirchliche Beſtallung (missiocanonica), Dieſer Wunſch 
erſcheint auf den erſten Anblick wohl erfüllbar und nicht unmäßig, obgleich, 
aufrichtig geſagt, ſeine Nothwendigkeit uns nicht ganz einleuchtet. 8 

Seit Jahrhunderten haben Küſter und Schullehrer den katholiſchen 

Katechismus gehandbabt obne missio canonica, nach einer ſehr viel weniger 
ewiſſenhaften Vorprüfung; und fo geſchieht es noch beute in allen fünf 
Erpibeilen. Kein Kirchengeſetz hat etwas derartiges vorgeſchrieben. Seit 
30 Jahren bemühen ſich unſere Kanoniſten, einen Kanon, eine Decretale zu 
ermitteln, die eine missio canonica dafür vorſchrieben, — bis jetzt vergeb⸗ 
lich. Dieſer Anſpruch iſt erſt im 19. Jahrhundert aufgetaucht und zwar 
ſporadiſch, ſoviel bekannt nur in Deutſchland und Oeſterreich. Noch 1845 
konnte das gelehrte Mitglied unſerer katholiſchen Abtheilung im Miniſte⸗ 
rium, Geh. Rath Schmedding, offen ausſprechen, die missio canonica ſei 
„eine formell nagelneue Erfindung.“ Indeſſen wenn dies Zugeſtändniß 
einmal die Bedingung des Friedens iſt, warum ſoll das Fähigkeitsatteſt für 
den Lehrer nicht in der re der kirchlichen Beſtallung ertheilt werden? 
Allein viele Dinge ſehen harmlos aus, die es in der Wirklichkeit nicht ſind. 
Die harmloſe Form hat, näher betrachtet, doch ihre ernſten Bedenken. Der 
von der Kirche beitallte Lehrer iſt eine ganz andere Perſon, als der vom 
Staate beſtallte. Der vom Staat ernannte Lehrer wird auf Lebenszeit an⸗ 
geſtellt, mit beſtimmten geſetzmäßigen Verpflichtungen und kann nur aus 
geſetzmäßigen Gründen entlaſſen und disciplinariſch beſtraft werden. Der 
vom Biſchof beſtallte Lehrer iſt auf den Wink entlaßbar, und iſt zur abſo⸗ 
Iuten Obedienz verpflichtet. Jede Berufung auf ein Recht, auf ein Geſetz, 
hat ſofort ein Ende mit dem Widerruf des kirchlichen Auftrages. Er iſt der 
abſolute Diener des Biſchofs und macht ſo den Biſchof zum Herrn der 
Schule. Mehr als ein Zehntel aller Volksſchulen haben überhaupt nur 
einen Lehrer, durch deſſen Beſtallung der Biſchof ſich einfach in den Beſitz 
ſetzt. Aber auch bei der Minorität der Schulen, bei denen der vom Biſchof 
beſtellte Religionslehrer nur Einer von Mehreren iſt, iſt er der maßgebende 
Mit:Director, denn bei feinem Widerspruch iſt der auf den Religionsunter⸗ 
richt angewieſene Schulplan nach drei Tagen unausführbar, die Schule ſteht 
till und Niemand kann ſie wieder in Gang bringen, außer dem Biſchof. 

m gleichen Sinne wirkt der vom Biſchof beſtellte Aufſichtsbeamte, ſowie der 

eiſtliche, wo er ſelbſt lehrt. NR: 

Die ale Beſtallung macht eo ipso die Schule zur kirchlichen 
Schule. Es iſt das nicht mehr ein Antheil am Schulregiment, ſondern das 
Ganze, kein Condominium, ſondern ein Dominjum. (Widerſpruch im 
Centrum.) Alles das iſt nicht etwa eine willkürliche Conſequenzmacherei, 
ſondern ernſte Wirklichkeit. Seit 30 Jahren iſt die ganze Action der katho⸗ 
liſchen Biſchöfe gegen die Schule nichts weiter als die Verfolgung dieſer 
Conſequenzen. In dem Augenblick, wo Artikel 15 der Verfaſſung die Kirche 
für ſelbſtſtändig erklärte, wurde ſofort behauptet, die mit katholiſchen Lehrern 
beſetzte Schule ſei ipso jure et facto katboliſche Kirchſchule geworden. Der 
hochlirchliche evangeliſche Religionstheil behauptete natürlich daſſelbe. Und 
die Abtheilungen des Cultusminiſteriums kamen überein, dieſe Anſprüche 

elten zu laſſen, aus Liebe zur Kirche und aus noch größerer Liebe zum 
ieden. Die drei Abtheilungen des Miniſteriums vereinbarten ſich dahin, 
daß alle Volksſchulen in Preußen entweder katholiſche oder lutheriſche 
oder reformirte feien. Die Gebeimräthe ermittelten weiter, daß auch die 
Gymnaſien, die Realſchulen, ſelbſt die Univerſitäten entweder katholiſche oder 
evangeliſche ſeien. Da ſolche Bezeichnungen und Begriffe in unſerer Ge⸗ 
ſe we nicht zu finden find, jo kamen die hochlirchlichen Parteien 
überein, den Namen „confeſſionelle“ Schulen zu erfinden. Auf kür⸗ 
zeſtem Wege waren ſo die vom Staate geſchaffenen Anſtalten der Kirche 
zurückgegeben, freilich im Widerſpruch mit den Landesgeſetzen. Schon damals 
wurde dem Miniſter v. Mühler die Ungeſetzlichkeit ſeiner Schulverwaltung 
nachgewieſen und aus Gründen, welche ſpäter das Obertribunal 
überall als richtig anerkannt hat, im Einzelnen dargelegt, daß ſeine 
confeſſionellen Schulen auf einer Kette frommer Selbſttäuſchungen und 
Unterſchiebungen beruhen, — ein moderner Pſeudo⸗Iſidor, deſſen Fälſchun⸗ 
gen freilich leicht genug zu beweiſen waren. (Heiterkeit.) Auch iſt die ſchon 
damals gemachte Vorausſage eingetreten. 8 i 

Der Miniſter v. Mühler kam an eine Grenzlinie, an der er als Diener 
ſeines Königs und als Miniſter des Staates in Nachgiebigkeit gegen die 
bochkirchlichen Anſprüche nicht mehr weiter konnte. Und dieſe Grenzſcheide 
war die anfangs fo harmlos angeſehene missio canonica, die biſchöfliche 
Beſtallung, auf welche dieſe Petitionen zurückkommen. Worauf beruhte aber 
jene Unmöglichkeit? Auf demſelben Verhältniß, aus dem unſer ges 
lammtes Staatskirchenrecht hervorgegangen iſt, auf der Wiederkehr der recht ⸗ 
lofen Minoritäten. Beſteben denn unſere Schulen mit katholiſchen Lehrern 
nur für Kinder katholiſcher Eltern? Wir haben nach Ausweis der 
heutigen Statiſtik 400 bis 500 Städte und ebenſoviel tauſend Landgemein⸗ 
den, in welchen eine confeſſionelle Minderzahl von 30, 20 und weniger 
Familien lebt, für welche keine geſonderte Schule errichtet werden kann, 
welche alſo ihre Kinder zu einem Lehrer anderer Confeſſion ſchicken müſſen. 
Unmöglich darf nun aber doch der Staat proteſtantiſche und diſſidentiſche 
Kinder durch ſeinen Schulzwang in biſchöfliche Kirchſchulen treiben, die durch 
Kirchliche Beſtallung und nach dem oberſten Grundſatz des Kirchenregiments 
der Bekämpfung aller diſſidentiſchen Irrlehren verwaltet werden. Ein 
Unterrichtsminiſter würde damit die ſchwerſte Gewiſſens⸗ und Verfaſſungs⸗ 
verletzung zugleich begehen. Unmöglich können ferner Hunderttauſende 
von Protestanten und Diſſidenten durch das Gemeindeprinzip gezwungen 
werden, ſolche biſchöfliche Kirchſchulen zu bauen und zu erhalten. Es wäre 
das eine ſo ſchwere Gewiſſensverletzung, daß eine Steuerverweigerung die 
unvermeidliche Folge wäre. Unmöglich kann doch der Staat alle anderen 
Rechte neben denen des katholiſchen Biſchofs vernichten. Wo ſollen pro⸗ 
teſtantiſche Eltern eine Abhilfe finden für ihre gerechteſten Beſchwerden bei 
einer unmittelbar vom Biſchof dirigirten Schule? Wo ſollen die Gemein⸗ 
den, welche die Schulen zu erhalten haben, ihr Recht und Intereſſe gewahrt 
Suter bei dem Biſchof, zu dem fie in keiner rechtlichen Beziehung ſtehen? 
Wo ſoll überhaupt noch ein Recht beſtehen gegen den Biſchof, der nach gött⸗ 
lichem Recht handelt und weder ein Gericht, noch eine Staatsbehörde, noch 
einen Landtag als e de anerkennt. 

Solche Pläne kann eine hochkirchliche Partei im Ernſt verfolgen, wo 
eine Kirche allein herrſcht, nicht aber mit dem ſchneidigen Grundſatz der 

arität, welchen nur Deutſchland kennt. Wo bliebe bei uns auch nur der 

chein einer Schulordnung, einer Einbeit des Unterrichtsſyſtems von der 
Schule zur Univerſität, wenn durch einen Schnitt von unten nach oben die 
deutſche Lehre und Wiſſenſchaft durch eine katholiſche, lutheriſche, reformirte, 
diſſidentiſche erſetzt wird? Unſere Hochkirchlichen verdammen jede gemiſchte 
Ehe. Sie wollen keine Verwandtſchaft zwiſchen den Religionstheilen dulden 
bis ins bundertſte Glied; fie verwerfen jede ſittliche Gemeinſchaft. Zerreißen 
ſie auch jede geiſtige Gemeinſchaft des Unterrichts und der Erziehung, welche 
die Gemüther zuſammenführt und die Geiſter zu gemeinſamen höheren Be⸗ 
ſtrebungen bereint, jo bleibt kein anderes Band übrig, als das Intereſſe 
in Handel und Wandel. Das iſt das Ideal des chriſtlichen Staats, 
auf das beide hochkirchliche Parteien in vermeintlicher Eintracht hinſteuern! 
Der preußiſche Staat kann nun einmal den Forderangen folder Parteien 
nicht nachgeben, ſo lange er an die Lebensbedingungen 1 Entſtehens 
und Beſtehens denkt. Mit der Wiederkehr der kirchlichen an und 
der kirchlichen Schulen iſt in Preußen das Unterrichtsſyſtem aufgelöſt von 
der Dorfſchule bis zur Univerſität. Es bleiht kein Stein auf dem andern 
liegen, denn alle Glieder des Syſtems ſind ſchichtweiſe verbunden und un⸗ 
lösbar. Sagen wir zur Entſchuldigung ſolcher Parteibeitrebungen, es liege 
das nun einmal im Weſen der Kirche, welche im Alleinbeſitz des rechten 
Glaubens zu ſein glaubt. Es mag das wahr ſein. Aber welches ſind die 
Mittel, mit welchen die Partei unter heutigen Verhältniſſen dies Ziel in 
Preußen verfolgt? Will man unſern Geſammtbau umſtürzen, ſo giebt es 
wei Wege. Entweder man ſchlägt das Gewölbe von oben ein mit dem 
Anſtarm gegen den Schulzwang als die Tyrannei der Tyranneien. 

Dieſe Angriffsweiſe hat das Bedenken, daß im Lande der allgemeinen 
Militärpflicht die Tragweite auch vom gemeinen Manne einigermaßen ver⸗ 
ſtanden wird. Oder man bohrt das Syſtem von unten an durch die missio 
canonica, deren Bedeutung von Wenigen verſtanden wird, binter welcher 
aber Stein für Stein das ganze Gebäude nachfällt. Der letztere Weg iſt 
is vorgezogen worden. Er mag weniger alarmirend erſcheinen, allein um 
o ſchlimmer iſt die Zumuthung, welche damit an die Unterrichts verwaltung 

eſtellt wird. Ein Unterrichtsminiſter, der aus dreißigjährigen Verhand⸗ 
ungen die unzweidentige Tendenz und Tragweite dieſer Anträge kennt, ſoll 
en das thun, was der Minifter von Mühler als eine ſchwere Verletzung 
einer Pflichten als Staatsdiener mit Recht verweigert hat. Um den Miniſter 
dahin zu treiben, beginnt noch einmal eine Maſſenagitation. Noch 
einmal werden Tauſend Schulgemeinden und Hunderttauſend Petenten auf⸗ 
geboten, von denen unter Tauſend vielleicht Einer weiß, welche Rolle die 
missio in den letzten 30 Jahren geſpielt hat. Und nochmals wird dieſe 
Agitation eingeleitet durch ein Schreiben des heiligen Vaters, welches mit 
dem Bannfluch jedem Lehrer droht, welcher in den Staatsſchulen Religions⸗ 
unterricht ertheile ohne biſchöfliche Beſtallung. Das find nicht die Wege des 
Friedens, ſondern es ſind die Wege der Gewalt. Zu ſolchen Verirrungen 


kommen die bockkirchlichen Parteien eben dadurch, daß ſie immer nur von 
ihrem Recht, ihrer Kirche, ihrem Gewiſſen reden, obne je daran zu den⸗ 
ten, daß auch Andere ein Recht, eine Kirche, ein Gewiſſen haben, und daß 
dieſe Anderen ihre gleichberechtigten Mitbürger find. Nur durch ein gewiſſes 
Maß von Selbſtbeherrſchung iſt das Einlenken von ſolchen Bahnen zu fin⸗ 
den, und unſere Hochkirchlichen proteſtantiſcher Seite haben ſich in jüngſter 
Zeit zu einiger Mäßigung entſchloſſen, nicht ohne einigen Erfolg. Wir 
boffen, daß es nicht allzuſchwer fein ſollte, ſich mit unſerem Unterrichtsweſen 
auszuſöhnen, welches in gewiſſenhafter Wahrung der gleichen Rechte beider 
Kirchen doch mehr gethan hat, ein chriſtliches und geſittetes Volk zu erziehen, 
als jedes andere. Unter den ſchweren ſocialen Verirrungen der Gegenwart 
iſt die Mahnung gewiß berechtigt: es wäre beſſer, die ſegensreiche Arbeit 
unſeres Volksunterrichts zu ſtärken und zu kräftigen, anſtatt ihn auf Tod 
und Leben zu bekämpfen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. v. Hammerſtein: Mir und meinen Parteigenoſſen fällt es nicht 
ein, das jetzige Unterrichtsſyſtem auf Tod und Leben zu bekämpfen, uns 
liegt nur daran, daß in dem zu erwartenden Unterrichtsgeſetz den Bedürf⸗ 
utſſen der Religionsgenoſſenſchaften entſprechend Rechnung getragen werde. 
Die Anträge der Abgg. Windtborſt und Reichenſperger lehnen wir ab, weil 
wir anerkennen, daß der Cultusminiſter zum Erlaß der bekannten, den Re⸗ 
ligionsunterricht betreffenden Verfügungen formell berechtigt war. Wir 
lehnen ferner den Commiſſionsantrag ab, weil wir durch die Annahme des⸗ 
ſelben die Principien anerkennen würden, die in dem Bericht in Bezug auf 
das Recht des Staates über die Schule niedergelegt ſind. Dagegen ſtimmen 
wir für die Grundſätze des Brüel'ſchen Antrages, den wir nur deshalb mo⸗ 
dificirt haben, weil wir meinen, daß es ſich bier nicht ſpeciell um die 
römiſch⸗katholiſche Kirche, ſondern um die Rechte aller Kirchen handelt. 
Das Recht der Kirche kann auf zwei Wegen gewahrt werden; einmal, indem 
man der Kirche einen maßgebenden Einfluß auf den Religionsunterricht im 
Allgemeinen einräumt, oder aher, indem man es den Eltern freiſtellt, even⸗ 
tuell ihre Kinder privaten Religionsunterricht beſuchen zu laſſen. Wir 
wünſchen, der Staat möge wie früher, ſo auch in Zukunft der Kirche einen 
maßgebenden Einfluß auf die Ertheilung des Religionsunterrichts in der 
Volksſchule gewähren. Gleichzeitig wollen wir ausſprechen, daß wir, falls 
der Staat dieſen Einfluß verweigert, den facultativen Religionsunterricht 
dem obligatoriſchen vorziehen würden. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh.⸗Rath Stauder: Die vorliegende Frage iſt 
eine eminent wichtige und ſchwierige und kann eine erſchöpfende Löſung 
nur bei der Berathung des Unterrichtsgeſetzes finden. Ich will nur 
die hervorſtechendſten Gegenſätze hervorheben. Die Frage hat einmal 
einen confeſſionell religiöfen Inhalt und dem gegenüber fteht die ſtaatliche 
Ertheilung des Religionsunterrichts; wir haben eine verfaſſungsmäßig garan⸗ 
tirte Gewiſſensfreiheit und dem gegenüber geſetzlichen Schulzwang; wir haben 
die verfaſſungsmäßig garantirte Leitung des Religionsunterrichts durch die 
Religionsgeſellſchaft und dem gegenüber die ſtaatliche generelle Schulaufſicht. 
Dieſe ſcheinbar unlöslichen Dinge können nur gelöſt werden, wenn alle maß⸗ 
gebenden Facto ren durchdrungen ſind von der Nothwendigkeit und Unent⸗ 
behrlichkeit des Religionsunterrichts für die Volksſchule und wenn die un⸗ 
veräußerlichen Rechte des Staates an die Volksſchule, andererſeits aber auch 
die Rechte der Religionsgeſellſchaften auf die Reinheit und Vollſtändigkeit 
der in den Schulen vorgetragenen Religionslehre unumwunden anerkannt 
werden. Der Cultusminiſter dat verſucht, eine Löſung dieſer Frage in dem 
zu erwartenden Unterrichtsgeſetz herbeizuführen. Und wenn ich auch nicht 
ermächtigt bin, dieſe Löſungsvorſchläge Ihnen heute zu unterbreiten, ſo darf 
ich doch wenigſtens negativ diejenigen Wege bezeichnen, die der Herr Mi⸗ 
niſter für die richtigen nicht hält. u radicale Löſungen der Frage weiſt 
der Miniſter entſchieden ab: den Ausſchluß des confeſſionellen Religions⸗ 
Unterrichts aus der Volksſchule und einen eventuellen Erſatz durch einen ſo⸗ 
genannten ethiſchen allgemeinen Religionsunterricht, und dann die bedin⸗ 
gungsloſe Ueberlaſſung des Religionsunterrichts innerhalb der Vollsſchule 
an die N e Religionsgeſellſchaften. (Hört, (bört.) j 

Ich will dieſen Standpunkt kurz motiviren. Die erfte Löſung würde bie 
Beſeitigung desjenigen Lehrgegenſtandes bedeuten, der der Mittelpunkt der 
Volksſchule iſt. Für den Theil des Volkes, der deſſelben am meiſten bedarf, 
würde der Religions » Unterricht ganz wegfallen, für einen anderen Theil 
aber würde dieſe Löſung eine einſeitige confeſſionelle Unterweiſung in ab⸗ 
geſchloſſenen Religionsſchulen herbeiführen, die ipso facto im Gegenſatz zu 
den Staatsſchulen ſtehen würden. Dieſe Löſung würde ferner den Gefühlen 
und Gewohnheiten des größten Theiles unſeres Volles widerſprechen und 
ebenſo unſerer Verfaſſung, die einen confeſſionellen Unterricht vorausſetzt. 
Auch können die traurigen Erfahrungen, die man mit dieſem Syſtem in 
den Niederlanden gemacht, uns wahrlich nicht verlocken, dieſen Weg zu be⸗ 
treten. Nun bat im vorigen Jahre der Abg. Windthorſt (Bielefe 50 vor⸗ 
geſchlagen, den confeſſionellen Religions⸗Unterricht durch einen allgemeinen 
ethiſchen Religions⸗Unierricht zu erſetzen; aber als alter Schulmeiſter kann 
ich verſichern, daß dieſer Unterricht, wenn überhaupt möglich, nothwendig 
unvollſtändig bleiben würde, weil er die Kinder nur unterweiſen könnte 
über das, was fie zu thun und zu laſſen, aber nicht über das, was fie 
zu glauben und zu hoffen haben. Dafür iſt eine höhere, geoffenbarte 
Autorität nothwendig. Dann würde dieſes Syſtem auch in ſchneidendem 
Widerſpruch ſtehen zur Natur des Kindes, welche nicht abſtracte Sätze, ſon⸗ 
dern concrete Thatſachen verlangt. Endlich aber würde bei einem ſolchen 
Unterricht der Subjectivität des Lehrers ein viel zu großer Spielraum ge⸗ 
laſſen. Ebenſo undenkbar iſt aber auch die zweite Art der Löſung; die be⸗ 
dingungsloſe Ueberlaſſung des Religions⸗Unterrichts an die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften. Dadurch würde ein Dualismus in unſere Volksſchulen getragen, 
der ihren einheitlichen Bildungszweck zerſtören müßte. 

Anßerdem beraubten wir dadurch den Lehrer des wichtigſten und autori⸗ 
tativſten Lehrgegenſtands, durch den er auf die Herzens: und Gemüths⸗ 
bildung des Kindes am beiten einwirken kann. Wurde beiſpielsweiſe der 
Lehrer nur einen Nebentheil des Religionsunterrichtes, z. B. die bibliſche 
Geſchichte, übernehmen, ſo wäre dies ſchon eine Schädigung ſeines Ein⸗ 
fluſſes. Die Erfahrungen der letzten 30 Jahre ſprechen überdies zur Genüge 
gegen dieſen Weg. Der Miniſter iſt bei der Löſung der Frage davon aus: 
gegangen, daß die Volksſchule nach Verfaſſung und Geſetz Staatsanſtalt 
ſei, daß jeder Unterricht an derſelben im Auftrage des Staates ertheilt 
werde, und daß den Religionsgeſellſchaften gemäß Art. 24 der Verfaſſung 
eine Bürgſchaft betreffs des Religionsinhalts gegeben werden muß, in⸗ 
dem man die Leitung des Religionsunterrichts ſo definirt, daß ſie in der 
That eine Leitung iſt. Dem gegenüber wird aber auch den Angebörigen 
der Religionsgeſellſchaften nach Art. 12 der Verfaſſung eine Bürgſchaft da⸗ 
für gegeben werden müſſen, daß die Gewiſſensfreiheit eine Wahrheit ſei und 
bleibe. Sollte bei ganz beſtimmten concreten Fällen nachgewieſen werden, 
daß dieſe Bürgſchaften nicht vorhanden zu ſein ſcheinen, ſo würde der 
Miniſter kein Bedenken tragen, in dieſen Fällen Remedur oder eventuell 
eine Dispenſation eintreten zu laſſen. (Hört.) Der Minifter hält ſich nach 
Lage der Geſetzgebung hierzu für ermächtigt. Was die für den katholiſchen 
Religionsunterricht getroffene bekannte Verfügung vom ig 1876 be- 
trifft, jo iſt derſelben ein ſeltſames Geſchick widerfahren. Beim Erlaß fand 
fie Anerkennung wegen ihrer Billigkeit und Maßhaltung, ſpäter wurde fie 
zu einem wahren Ungeheuer aufgebauſcht. Ueber die Frage der A 
und Geſetzmäßigkeit dieſer Maßregel verliere ich heute kein Wort. Was 
der Abg. Reichenſperger darüber heute vorgetragen, iſt vom Herrn Unter⸗ 
richtsminiſter ſo oft widerlegt worden, daß es der Mühe nicht lohnt, noch 
einmal darauf zurückzukommen. (Widerſpruch im Centrum.) 

Wenn aber die Regierung mit ihren Anordnungen auf dem Boden des 
Geſetzes und der Verfaſſung ſteht, ſo iſt es eine ſeltſame Zumuthung der 
Petenten an den Miniſter, gegen ſeine Ueberzeugung, gegen die Beſchluüſſe 
des Hauſes und gegen die Eniſcheidungen des Obertribunals den For⸗ 
derungen der Minorität nachzugeben. Es handelt ih hier um keinen Cul⸗ 
turkampf. Stellen Sie ſich auf den Boden des Geſetzes und bringen Sie 
von da aus Ihre Beſchwerden vor. Man wird ſie dann gewiſſenbaft prüfen 
und wenn fie begründet, ihnen abhelfen. So lange Sie das nicht thun — 
und daran leiden alle Ihre Petitionen — muß ich annehmen, daß Geſetzes⸗ 
verletzungen oder Härten in der Ausführung nicht vorgekommen ſind. Der 
Redner geht hierauf näher auf die einzelnen Punkte der Petition ein, deren 
Behauptungen er als unbegründet oder übertrieben 5 ſucht. Be⸗ 
züglich der missio canonica ſei feſtzuhalten, daß dieſelbe dem preußiſchen 
Staatsrecht gegenüber eine fundamentale Neuerung und erſt 1846 gelegent⸗ 
lich der Berufung eines Lehrers an eine höhere Lehranſtalt von der Regie⸗ 
rung zum erſten Mal dem Erzbiſchof Geißel bewilligt worden ſei. Die Ge⸗ 
ſchichte dieſer missio canonica biete überhaupt ſehr traurige Seiten. Nach⸗ 
dem man ſtaatlicherſeits die Prüfung der Religionslehrer für noibwendig 
erklärt und nachdem man dafür geſorgt, daß an den Seminaren nur von 
biſchöflich geprüften Lehrern Religionsunterricht ertheilt werde, ſei das ſtete 
Vorſchieben der missio canonica nur ein Formalismus. Was die Erthei⸗ 
lung des katholiſchen Religionsunterrichtz in den Vollsſchulen anlange, jo 
ſei den Beſchwerden gegenüber zu conſtatiren, daß zur Zeit noch 2140 Geiſt⸗ 
liche Religionsunterricht in den Volksſchulen ertheilten, und daß in 5976 
Schulen ſchon vor dem Jahre 1873 mit Zuſtimmung der Biſchöfe angeſtellte 
Lehrer mit dem Religionsunterricht betraut geweſen ſeien. Daß es ſich nicht 
um eine Gewiſſensſache handle, beweiſe die Thatſache, daß in Krefeld die 
geiſtlichen Religionslehrer an den proviſoriſchen Simultanſchulen den Unter⸗ 


richt rubig weiter ertheilten und ihr Amt erſt dann mit einem Mal u 
legten, als die Simultanſchulen zu definitiven gemacht wurden. 545 
Die Leitung des Religionsunterrichts anlangend, ſo ſeien an 10, 
Schulen nur 1806 Geiſtliche von der Leitung ausgeſchloſſen; alle übrigen 
ſeien dazu noch berechtigt, aber ſie machten in den meiſten Fällen von dieſer 
Berechtigung keine Anwendung. Sie müßten alſo den Unterricht der 
Lehrer doch nicht für ſo gefährlich erachten, da ſie ſonſt von der Leitung 
Gebrauch machen würden. Wenn dann der Regierung vorgeworfen werde, 
fie errichte eine Art Glaubenstribunal, eine Staatsreligion, fo jei zu De 
merken, daß die Lehrer den Unterricht lediglich nach dem großen und kleinen 
Katechismus ertheilten und daß die Regierung nie daran gedacht habe, an 

den dort normirten Glaubensſätzen etwas zu ändern. Und nun — 
Redner fort — Sie haben zwei biſchöflich genehmigte kafholiſche Religion?‘ 
bücher, die dem Unterrichte zu Grunde gelegt werden, Sie haben 9337 
Geiſtliche in der Leitung und Aufſicht, Sie haben den kirchlichen Religions- 
unterricht in unbeſchränktem Maße, Sie haben den vollen Einfluß der 
Kirche auf die Kinder und Lehrer und die ſtrenge katholiſche Disciplinak⸗ 
gewalt. Wenn Sie angeſichts ſolcher Bürgschaften immer noch von Staats? 
religion ſprechen, jo iſt das eine bewußte Uebertreibung. Letztere hat aber 
eine ſchlimme Seite. Es iſt leicht, die Parole im Lande auszugeben: man 
möge ſich von dieſem Religionsunterricht fernhalten; aber die Folgen fallen 
hart auf das Volk zurück. 8 Be 
Die Regierung wird, die vorher bon mir angedeuteten Dispenjationell” 
abgerechnet, an dem Princip des Schulzwanges und dem obligatoriſchen 
Charakter auch des Religionsunterrichts unbedingt feſthalten. Sie ihn; 
wahrlich nicht wohl daran, unſere braven katholiſchen Lehrer wegen eines 
formellen Mangels in Bezug auf die missio canonica den Gemeinden ge 
wiſſermaßen als „defecte“ Lehrer hinzuſtellen. (Sehr war, links.) Bedenke“ 
Sie wohl, daß vielleicht in wenig Jahren der Moment gekommen fein wird 
wo fie froh fein werden, überhaupt noch Religionslehrer zu haben. (Unr 
Durch Ihr Verfahren ſchädigen Sie die Autorität der Lehrer in der Schi 
ſtreuen Sie Zwietracht aus in den Gemeinden und entfremden den Lebren 
die Herzen der Kinder. — Was nun die vorliegenden Anträge betrifft, ſe 
iſt der des Abgeordneten Reichenſperger für die Staatsregierung principtn 
unannehmbar, namentlich nach der Interpretation, die ſ. Z. das Haus den 
Art. 24 der Verfaſſung gegeben hat. Ebenſo unannehmbar ſind aber auc 
die übrigen Anträge, weil fie den Eltern die ſchließliche Entſcheidung übe 
die zu berlangenden Bürgſchaften überlaſſen und der Religionsſchule Thi 
und Schloß öffnen, fomit gegen Geſetz und Verfaflung verstoßen. Ich kan 
Sie deshalb nur dringend bitten, bei dem Commiſſionsvorſchlag ſtehen au 
bleiben. Sie ſchaffen durch Ihr Votum ein bedeutendes Präjudiz für die 
Zukunft. Es handelt ſich darum, ob unſere ruhmreiche preußiſche Volle 
ſchule wiederum zu einem bloßen Annexum der Kirche werden foll odel 
nicht. Der Pfarrer Schulte von Erwitte 57 in einer Düſſel dorfer Ver“ 
ſammlung geſagt, daß die Erlangung des Religionsunterrichts für die Kirche 
die erſte Etappe auf dem Wege ſei, die Schule wieder ganz für die Ki 
zu belommen. (Sehr richtig! links.) Bewahren Sie durch Ihr Votum 
Preußens Jugend und Volk vor dieſem Geſchick. (Lebhaſtes Bravo 


links.“ Ziſchen im Centrum.) ; . 4 
Cultusminiſter Falk: Ich n den Worten meines Commiſſars nicht 
viel mehr hinzuzufügen; im Weſentlichen habe ich die heutigen Ausfubrungf 
des Abg. Reichenſperger bereits in meiner Rede vom 27. Januar 1 
widerlegt. Neu war nur darin die Interpretation eines O ertribunal® 
urtels; es iſt mir aber trotz aller Aufmerkſamkeit nicht gelungen, zu fafl } 
wie der Abg. Reichenſperger feine Behauptungen mit jenem Urtheil be 
ründen kann. Ich bitte ſämmtliche Anträge zu bermerfen: dom Ante ge 
Reichenſperger bin ich deſſen ziemlich ſicher. Dem Antrage Windthorſt ha 
mein Commiſſar und der 191 Gneiſt entſcheidende Gründe ent egengeſtell. 
Es iſt das Weſen des preußiſchen Schulſyſtems, daß es den Unmündi 
Schutz gewährt gegen die eigennützigen Abſichten der Eltern oder ? 
münder. Mit der Annahme des Antrages Windthorſt würden Sie di 
Schutz völlig illuſoriſch machen. Der Abgeordnete von Hammerſtein 
wobl mit ſeinem arme keinen Grund, aus einer Petition des Gral 
Droſte zu Viſchering Veranlaſſung zur n dieſer une } 
legenbeit zu nehmen, um fo weniger, als er ja für ſeine künftig ni 
Abſtimmungen beim Unterrichts⸗Geſetze dieſer Etappe nicht bedarf. W. 
dem Antrage Brüel liegt der Ton auf dem Worte normu, 
Nach dem Inhalte des Commiſſionsberichtes ſind normale Verhältnis 
gemäß der Inſtitution von 1817 nur da, wo keine confeſſionellen Mißſtande 
find. Dieſe exiſtiren aber jetzt in acht Diöceſen des preußiſchen Staates. 
Dort würden Sie nach dem Autrage Brüel es in den Willen der Ellern 
legen, ob die Kinder an dem Religionsunterrichte in der Volksſchule Thei 
nehmen ſollen. Das wird niemand zugeben, der die Bedeutung d 
Religionsunterrichts in der Volksſchule kennt und deuſelben obligator 
erhalten will. Ich bitte Sie, dieſe Dispenſationsforderungen recht ernſt zu 
nehmen; es droht hier unſerer Volksſchule ein ſchwerer Schaden. a 
In den Bevoölkerungsſchichten, welche die Maſſenpetitionen unterzeichne! 
haben, denkt man nicht fo ideal von dem Werthe des Religionsunterrichtes 
man wird dort dieſen Dispenſationsgrund wie jeden anderen benutzen, um 
die Kinder von der Schule zu befreien und zu eigennüßigen Zwecken 20 
verwenden. Die Annahme dieſer Anträge nützt aber auch nichts; fie fin 
keineswegs eine Baſis für den confeſſionellen Frieden. Der Abg. Windthorſt 
Meppen) hat nach Zeitungsberichten in ſeiner Kölner Rede geſagt: „Die 
ispenſationswege nutzen uns nichts. Man könnte für die Anträge mit Bahr! 
ſcheinlichkeit einen Grund anführen: die verfaſſungsmäßig garantirte Gewiſſens⸗ 
freiheit. Die Factoren der Geſetzgebung 991 aber doch darüber entſcheiden, 
wo ein Gewiſſenszwang borbanden iſt. Ein Gewiſſenszwang iſt doch nicht blos 
deshalb vorhanden, weil es etliche Leute behaupten. J. aber da ein Gr 
wiſſenszwang vorhanden, wo diejenigen katholiſchen Religionslehrer fort 
fungiren, die zu dieſem Amte von einer Prüfungscommiſſion befähigt erklart 
wurden, der ein biſchöflicher Specialcommiſſar angehörte? Kann ferner da 
von Gewiſſenszwang die Rede ſein, wo Religionslegrer angeſtellt find, deren 
i ede zu dieſem Amte von den geiſtlichen Seminaxlehrern conſtatir“ 
ift, welche früher ſpeciell von den Biſchöfen zur Heranbildung der Volks 
ſchullehrer autoriſirt und beſtellt worden find? Wenn jemals dieſe Garant 
lien fehlen follten, was bis jest nicht der Fall war, dann wird eine Di 
penſation eintreten können, wie dieſelbe eingetreten iſt bei Kindern römiſch⸗ 
katholiſcher Eltern von dem a eee altkatholiſcher Lehrer. Die 
allgemeine Dispenſationsbeſugniß weiſen Sie aber ab, denn fie wäre ein 
Unheil der preußiſchen Schulen und des preußiſchen Staates. (Beifall.) 
Abg. Der Aus dieſer Debatte follte der Miniſter Veranlaſſun 
nehmen, das Unterrichtsgeſetz möglichſt bald vorzulegen. Wenn wir au 
gewiſſe Klagen als berechtigt anerkennen, ſo können wir ihnen doch nicht 
abhelfen, weil wir das mötbige Geſetz nicht ſofort geben können. Angeſichts 


* 
der gegenwärtigen Geſetzgebung müſſen wir gegen alle Anträge ftimmen- | 
| 


eendigt werden. Wir wollen bierüber mit dem Centrum Compromiſſe 
ſchließen, in religiöfen Dingen halten wir auch die uns unbegreiflichſte An⸗ 
ſchauung für berechtigt, aber dieſe Formel zur Einigung kann doch unmög⸗ 
lich gefunden werden in den Poſtulaten des Grafen Droſte, welche das 
Centrum heute vertheidigt. Das hieße die vollſtändige Auslieferung 
der Schule an die Kirchen⸗Gewalt, die Hierarchie. Das iſt der 
Culturkampf. Die hochlirchlichen Richtungen anderer Confeſſionen werden 
mit gleichen Forderungen kommen, was ja der Abg. Windthorſt auch 
wünſcht. Wir haben aber nicht tabula rasa, ſo daß wir das uns als das 
Beſte Scheinende ſchaffen können. Artikel 12 der von uns beſchworenen 
Verfaſſung macht den Religionsunterricht zu einem Lehrgegenſtand der 
Volksſchule. Deshalb können wir ihn auch nicht ohne weiteres heraus: 
bringen, obwohl ich die Faſſung des Artikel 12 nicht für eine glüclliche 
halte. Der religiöſe Unterricht muß ein confeſſioneller fein; es wäre gegen 
den Geiſt und den Sinn dieſer Verſaſſungsbeſtimmung, bier von einer 
Vernunftreligion zu ſprechen. Ich kann aber nicht zugehen, daß es nötbig 
iſt, den geſammten Schulunterricht auf dieſen confeſſionellen Religionsunter⸗ 
richt zu baſiren. Sonſt müßte man conſequent ſagen, auch die Moral muß 
eine confeſſionelle ſein. 2 3 l 0 N 
Von dieſem Gedanken iſt allerdings die katholiſche Kirche ausgegangen, 
weil fie als eine Weltkirche alle Intereſſen des Lebens aus ſich conſtituiren 
wollte. Das iſt auch der Grund ihrer feindſeligen Stellung gegen jeve 
bürgerliche Rechtsordnung. Die evangelische Kirche würde ſich in der gleichen 
Richtung entwickeln, wenn fie die Macht dazu hätte. Die Sicherung der 
kirchlichen Organiſationen ift ein falſcher Gedanke unſerer Staatsmänner, in 
der letzten Conſequenz deſtruiren ſie damit den Staat, den fie zu ſtützen 
bermeinen. Wir baben nicht mehr die Bedürfniſſe des 13. Jahrhunderts. 
Unſere demokratiſche Entwickelung ſteht im Widerſpruch mit der Lehre einer 
ſpecifiſch confeſſionellen Etbik. Wir haben darüber debattirt, ob wir Ihnen 
nicht auch einen Toleranzantrag bringen ſollen, der ja nach den Aus⸗ 
führungen des Miniſters in Artikel 12 der Verfaſſung ſeine Berechtigung 
finden würde. Wir haben aber nur die Pflicht, gegen jeden Gewiſſens⸗ 
zwang zu ſchüͤtzen, ſobald an einer Stelle falſch gelehrt wird. Die Garan⸗ 
tien dafür können wir aber nicht darin finden, daß jede Kirche darüber ent⸗ 
ſcheiden darf, ob ein Lehrer angeſtellt oder entlaſſen werden foll, ſondern 
in der Abbilfe berechtigter Beſchwerden gegen einzelne Lehrer. Die Redner 
des Centrums haben uns aber Einzelfälle in dieſer Beziehung nicht gebracht. 


. 


ier iſt der Mittelpunkt des Culturkampfs und auf dieſem Punkte muß er 
3 


ine ſolche Beschwerde würde begründet fein, wenn man römisch katholiſche 
Br * * * 7 * * 
12 zum Religionsunterricht bei einem altkatholiſchen Lehrer zwingen 
elch oder umgekehrt. (Ruf aus dem Centrum: Das geſcheht Jede 
ru begründete Beſchwerde werde ich unterſtützen. Mit den bier von 
en geſtellten Anträgen werden Sie die Uebelſtände, über welche Sie 
ung werde führen, nicht beſeitigen. Sie wollen Ihr Recht. Wir werden 
Riecht per erſt darüber verſtändigen müſſen, was Recht iſt und in Zukunft 
ſein ſoll. Nach meiner Ueberzeugung müßte für dieſen Fall eine un⸗ 
Eutingen Inſtanz geſchaffen werden, die an die Stelle der Perſon des 
wie in milters tritt, ein Collegium, ein Oberſchul⸗ oder Unterrichtsrath, 
N anderen Staaten. 
euch Miniſter ſelbſt muß ja den Wunſch begen, doß ibm ein fo unan⸗ 
ie Get, zu vielen 8 führendes Onus abgenommen wird. 
ion meinde muß das Recht haben, den Lehrer anzuſtellen, der den Reli⸗ 
8 unterricht ertheilen ſoll, er muß aber alle, vom Staate geforderten 
Soernen erfüllen. Menn man alle religiöſen Meinungen dabei auf das 
u Ute berückſichtigen wollte, ſo würde man mit dieſen Haarſpaltereien 
wenadeweg gräulichen Conſequenzen kommen. 
nm der Religionsunterricht? Es find viele evangeliſche Kinder in katholiſchen 
reli en und Gymnaſien erzogen worden, und umgekehrt, ohne daß ſie ihre 
Be Meinung aufgegeben haben. (Ruf im Centrum: Das zieht nicht!) 
den a zieht nicht, weil es Ihnen gar nicht darum zu thun iſt, den Fries 
Wen ederherzuſtellen, ſondern nur die Gewalt Ihrer Kirche zu ſtärken. 
5 n Sie immer die Kirche und den Biſchof in den Vordergrund ſtellen, 
0 au mmen wir nicht zum Ziel. Wir wollen doch nicht in die Kinder 
HN die ſeinſten Nüancirungen der Religionsauſichten bineinlegen und 
alſch ich von einander reißen. Wenn ein beſtimmter Fall, in dem die 
> e Lehre nachgewieſen werden kann und ein Zwang der Kinder vorliegt, 
5 vorgebracht wird, dann wird Abhilfe geſchaffen werden können; aber im 
Am in? können wir Ihnen nicht helfen. Das einzige Mittel wäre doch 
Ibn daß man dem Biſchofe das Recht zugeſtände, einen angeſtellten Lehrer 
e Weiteres zu amobiren. Einen andern Schutz hat ja der Staat feinen 


Sener gegenüber auch nicht; aber dieſe Garantie kann er nicht einem 


Wie war denn in unſerer 


abtreten, er muß fie für ſich behalten. Beſchweren Sie ſich in jedem ( 


N ch wünſchte aber, daß eine neue Geſetzgebung für dieſen 
isch eine Collegialentſcheidung vorſchreibt; 
of in e Collegium ſitzen. 
end te Discu ſion wird geſchloſſen. Der Präſident 11 vor, die vorlie⸗ 
Nen Anträge in folgender Reihenfolge zur Abſtimmung zu bringen: 
und acenſperger s, 2) Windthorſt's, 3) Brüel's, 4) v. Hammerſtein's Antrag 
) den Commiſſionsantrag. f 
Many v. Schorlemer⸗Alſt beantragt, über die Anträge 1 bis 3 na⸗ 
Neatli 


Stunden in Anf } i ittbeil; 
ö pruch nehmen würde); zur Zeit der Mittheilung des An⸗ 
hages iſt es bereits 4 Uhr, daher grobe Unruhe im Haufe. 

Rüber Abgg. Lasker und v. Köller weiſen darauf hin, daß nach der 
hung zuerſt zur Abſtimmung kommen müfle. 

je Abgg. Windthorſt ( 955. 1 


und Hanel f 
N prechen ſich fü 'orſchlag des Präſidenten aus. Abg. 
8 Schorlemer⸗Alſt bemerkt, daß man ohne die Anträge auf namentliche 


lle, ge er: ich. * fe } : 
95 hr bis an den Minifter (Heiterkeit); das iſt eben unſer be- 


meinetwegen könnte auch der 


Aſinmung gar nicht auf ein ſolches Bedenken gegen die Reihenfolge der]! 


Nmmangen geftoben fein würde. ; | 
Rn, Lasker giebt dies zu; wenn aber mit den Mitteln der Geſchäſts⸗ 
Nana (Sehr richtig!), ſo müſſe er, da in der Geſchäftsordnung nichts 
benden, weil er nicht ohne Noth der 5 
5 I teten wollen. — Das Haus giebt indeß mit geringer Majorität, die 
des durch Probe und Gegenprobe feſtgeſtellt wurde, der Anſicht 
zur räſidenten feine Zuſtimmung. Die Abſtimmung ſelbſt wird aber bis 

gäbiten Sitzung vertagt; für die Vertagung ſtimmt auch das Centrum. 
Ei; chluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 11 U r. (Kleinere 

enbahnvorlagen und Reſt der heutigen Tagesordnung. — Petitionen.) 


Berlin, 23. Januar. [Amtliches.] Dem Pächter des hannoverſchen 
Aae Sn eletont, Sander, iſt der Charakter als Königl. Ober- 


ann beigelegt worden. 
bon Backemmen: der General Feldmarſchall Herwarth von Bittenfeld 
Gen unn; der General der Infanterie von Kirchbach, commandirender 
8 eral des V. Armee⸗Corps, von Poſen; der General der Infanterie von 
» Commandirender General des XI. Armee ⸗Corps, von Kaſſel. 
eupderlin, 23. Jan. [Se. Majeſtät der Kaifer und König] 
ohen heute Se. Königliche Hoheit den Prinzen Albrecht, Se. 
de eit den Prinzen Carl von Baden, ſowie den Feldmarſchall von 
Werth und die Generale der Infanterie von Kirchbach und von 
Hierauf nahm Se. Maieftät militäriſche Meldungen entgegen 
hug 5 Sich von dem Chef des Geheimen Civil⸗Cabinets Vor⸗ 
en. 
ode Majeſtät die Katferin- Königin] war geſtern im 
Ra-Hofpitat anweſend. 
it de. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
Dochlhem Mittag 12%, Uhr von Rom hier wieder eingetroffen. 
erſelde wurde am Anhalter Bahnhof von Ihrer Kalſerlichen 
gu "iglihen Hoheit der Kronprinzeſſin, Ihrer Königlichen Hoheit 
Run. Mefjin Charlotte und Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen 
[ Mar empfangen und begab Sich Nachmittags zu Ihren Majeftäten. 
prinsbre Kaiserliche und Königliche Hoheit die Kron⸗ 
Marche lan wohnte geſtern Abend 6 Uhr dem Vortrage des Dr. 
I im Architektenhauſe bei. eichsanz.) 
halte, erlin, 23. Jan. [Miniſter⸗Conſeil. — Reichshaus⸗ 
im „Etat. — Betriebsergebniſſe deutſcher Eiſenbahnen 
— „ember 1877. — Aufhebung der „halben Feiertage“. 


Deutfa in gung der Leuchtſchiff⸗Angelegenheit zwiſchen 


un land und Dänemark.] Heut hat im Conferenzzimmer 
& dürſte onetenhaufes eine Staats⸗Miniſterial⸗Sitzung ſtattgefunden. 
den Beg ſich in derſelben um dte Stellung der Regierung gegenüber 
Sig Hlüfen des Herrenhauſes in Bezug auf das ſog. Sitzgeſetz (die 
em Bes Oberlandesgerichtes und der Landgerichte gehandelt haben. 
Geichehandesrach iſt jetzt der Geſammt⸗Haushalts⸗Etat überwieſen. Der 
Tinnahmehalte⸗Ctat ergiebt an Ausgaben 546,341,701 M.; die 
ach deren ergeben dagegen ein Minus von 109,521,758 M. 
tercbg. Cr vom Reichs⸗Eiſenbahnamt veröffentlichten Uebersicht der Bes 
1877 ſelloniſſe deutſcher Eiſenbahnen excluſtve Balerns im December 
wen Ende en ſich auf den 88 Bahnen, welche vom 1. Januar 1876 
erden ; 1877 in Betrieb waren und unter einander verglichen 
5 num, die Einnahmen aus allen Verkehrs⸗Zweigen im 
die diger > 77 bei 44 Eiſenbahnen höher und bei ebenſoviel Bahnen 
Ju Ein b in demſelben Monat 1876. Vergleicht man dagegen 
Tine 1877 en der beiden Jahre im Ganzen, ſo ergiebt ſich im 
Gehe, bei 36 Bahnen eine Mehr: und bei 52 eine Minder⸗ 
laß dez N Das „kirchliche Verordnungsblatt“ bringt nunmehr den 
lezerannten vangel. Oberkirchenraths, betreffend die Aufhebung der 
es Gemei halben Feiertage; dieſelben ſollen in Zukunft auf Antrag 
mehr gefeiert chenrathe unter Zuſtimmung des Oberkirchenraths nicht 


bereſtg bean werden. J 
0 . In allen den Gemeinden, wo die Aufhebung 
Lauben rh iſt, ſpricht der Oberkirchenrath ſeine Zuſtimmung in 


an. aus. — Ein Telegramm der „Weſ. Ztg.“ vom 
ſchiffes am het, Dun das Vorgehen Dänemarks bezüglich des Leucht: 
en ſer Riff habe dieſe Angelegenheit einen politiſchen Charakter 
Gen und 5 Die Wahrheit iſt, daß dieſe Angelegenheit zwiſchen der 
fc das Recht aniſchen Admiralität bereits erledigt wurde. Dänemark 
IN, dageg, Deutſchland zur Auslegung eines Leuchtſchiffes nicht be⸗ 
die Kiggangeg iſt Deutſchland elnverſtanden, daß nach Beendigung 
zu belnslegung gel etwa am 9. Februar, die däniſche Regierung 
35 m Kofler 77 betreffenden Schiffes übernimmt. Deutſchland wird 
im Reichs sagen Beitrag liefern der als Ausgabepoſten bereits in 
München 5 vorzulegenden Marine⸗Etat aufgenommen worden. 
21. Jan. [Pfeufer. — Eiſenbahngeſetz.] Der 


abzuſtimmen leine Procedur, die einen Zeitaufwand von e 


ein Zwang gegen das Haus geübt werden ſolle, und das ſei doch 


ſei, auf die frühere Praxis zurückkommen; er habe dies bisher nicht 
Autorität des Präfidenten babe ent: abgegeben wird. Zweitens ft 


Miniſter des Innern, von Pfeufer, iſt ſeit einigen Tagen erkrankt 
und kann das Zimmer nicht verlaſſen. — Der Eiſenbahngeſetzentwurf 
wird dem Plenum nicht mehr vorgelegt werden, doch will der Aus⸗ 
I Vorbeſprechungen über das Referat des Abgeordneten Crämer 
alten. 


Provinzial-Beitung. 


— d. Breslau, 23. Jan. [Breslauer Gewerbe -Verein.] 
eſtrige Verſammlung eröffnete der stellvertretende Vorſitzende, Director 
ſtituirung des Vorſtandes. Nach Eintritt in die Tagesordnun 

projectirte ſchleſiſche Kunſt gewerbe⸗Ausſtellung den 


Nacht fand der Maſchinenwärter und Bademeister 5 aus Burowietz 
auf der Morgenſtern⸗Grube dadurch ſeinen Tod, daß er vom Rade der 
Waſſerhaltungsmaſchine ergriffen und auf kleine Stüde zerriſſen wurde. 


8 Gleiwitz, 22. Jan. [Tages⸗Chronik.] Die freiwillige Feuer⸗ 
wehr, welche ſich vor einiger Zeit reorganiſirt, hat an Mitgliedern bedeutend 
zugenommen. Dieſelbe veranſtaltete Sonnabend, den 21. d. M., im Saale 
des Gaſthofes „Zum goldenen Adler“ einen ſolennen Ball, an welchem ſich 
die Mitglieder recht zahlreich betheiligten und welcher in fröhlichſter Stim⸗ 
mung verlief. — Nachdem auch die innere höchſt geſchmackvolle Ausſtattung 
des hier auf der Bahnhofftraße neu erbauten Logengebäudes fertig geſtellt 


Die worden war, fand Sonntag ſeitens der Loge „Zur ſiegenden Wahrbeit“ die 
1 eröffe 1 : Dr. | Einweihung der Räumlichkeiten unter entſprechenden Feſtlichkeiten ſtatt. Es 
iedler, mit der Mittheilung über die von uns bereits e er waren zu dieſem Zwecke über 100 auswärtige Mitglieder hier eingetroffen. 

ildete die! — 
auptgegen⸗ in 


eute Nacht iſt plötzliches Thauwetter eingetreten; es regnet fortwährend 
trömen, ſo daß durch dieſen, ſowie durch die ſchmelzenden Schneemaſſen 


ſtand der Verhandlungen. Ueber Zeit, Ort, Programm der Ausſtellung, baldiges Hochwaſſer zu befürchten iſt. 


owie über die Bildung von Commiſſionen haben wir bereits berichtet. Der 

usſtellung dürfen wir ein günſtiges Prognoſtikon ſtellen. Dafür bürgen 
die Namen der Männer, welche ſich an den Berathungen des vorbereitenden 
Comites betheiligt haben. Es ſind dies die Herren: Staatsanwalt von 
Uechtritz, Baurath Lüdecke, Architekt Groſſe, Architekt Broſt, Divector 
Dr. Luchs, Ingenieur Nippert, Hofgürtlermeiſter Hönſch, Fabrikbeſſ 
Meinecke, Fabrikbeſitzer Glier, Apotheker Müller, Sattler⸗Obermeiſter 
Pracht, Stadtperordneten⸗Vorſteher Dr. Lewald, Prof. Dr. A. Schulze, 
Stadtrath Korn, Juwelier Frey, Landes⸗Syndikus Mareinowski, 


Gymnaſiallehrer Dr. Beblo, Director B. Milch, Director Dr. Fiedler, Sympathien. 


Commercienrath Lode, Stadtrath Hipauf, Geh. Medicinalrath Profeſſor 
Dr. Göppert, Kunſltuſchlermeſter Buhl, Tapetenfabrikant Nedder⸗ 
mann, Fabrikbeſ. Hauswald u. A. Die Bildung eines definitiven Co⸗ 
mites iſt bereits im Gange. Es haben ihren Eintritt in das Comite zuge⸗ 
ſagt die Herren: Oberbürgermeiſter Dr. von Forckenbeck, Fürſt Hatz⸗ 
feldt⸗Trachenberg, Kunſttiſchlermeiſter Buhl⸗Breslau, Graf Schaff⸗ 
gotſch⸗Warmbrunn, Rittmeiſter von Falkenhauſen⸗Breslau, Herr 

Mende in Vertretung der Fabrik von Gevers und Schmidt⸗ 
Schmiedeberg, Bolko Graf Hochberg ⸗Rohnſtock. Von mehreren Herren 
fehlen noch die Erklärungen. Hierauf ſolgte die Berathung des be⸗ 
reits mitgetheilten Programms der Ausſtellung. Daſſelbe wurde in 
der vorliegenden Faſſung angenommen. Bezüglich der Dauer der Aus⸗ 
ſtellung wurde ein Antrag des Kunſttiſchlermeiſters ö 
des „Ortsvereins der arbeitgehenden Tiſchler“ und der Tiſchler⸗Innung 
angenommen, der dahin geht, die Ausſtellung auf mindeſtens ſechs Wochen 
auszudehnen unter der Vorausſetzung, daß die Ausſtellungslocalitäten in 


Vorſtand beauftragt, dem Ausſtellungs Comite, welchem die Entf 
darüber zuſteht, ob ein Gegenſtand zur Ausſtellung geeignet iſt, die 


werden, die Ausſtellung nach Kräften zu unterflügen. Ein Antrag des 


S > röder (Lippſtadt) Diterrath | Borftandes auf Bewilligung der erforderlichen Geldmittel für die Ausftellung 


aus dem Vermögen des Vereins wurde mit Einſtimmigke it angenommen. 
ierauf hielt Fabrikbeſ. Algöder einen Vortrag über die ihm patentirten 


ſelben durch Specialmaſchinen fix und fertig hergeſtellt werden. Redner be⸗ 


wie es hinein geleitet worden, zum Wirtbii 


billiger und dauerhafter, als alle Röhren aus Blei, Kupfer, Guß⸗ und 


Schmiedeeiſen, ſowie aus Thon ꝛc. Aus dieſen Gründen empfehlen ſich 


dieſe Röhren ganz beſonders zur Herſtellung von Zweigleitungen bei Cana⸗ 


liſations⸗ Anlagen. Redner tadelt hierbei die mangelhafte Herſtellung der 


Zweigcanäle bei unſerer Canaliſation. Die nur 1 Meter langen Thonröhren⸗ 
tüde der Zweigcanäle ſeien mit Lehm⸗ und Seite zu bt verklebt. Die 

olge davon werde ſein eine ſchädliche Verunreinigung unſeres Untergrundes. 
Bezüglich der Herſtellungsweiſe der Maſchinen⸗Holzröhren verweiſt Redner 


Kimbel als Vertreter 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 


Verſailles, 23. Januar. Sitzung des Senats. Der Präſident, 


zer Herzog von Audiffret⸗Pasquier, verlas einen Brief des Präfidenten des 


italieniſchen Senats, in welchem dieſer dem franzöſiſchen Senat ſeinen 
Dank ausſpricht für die für den König Victor Emanuel ausgeſprochenen 
Darauf ſchritt man zur Wahl eines ſtändigen Senators. 
Lefrane von der Linken erhielt 129, Herzog Decazes 128, General 
Ducrot 7 Stimmen. Die übrigen Stimmen zerſplitterten ſich, ſo daß 
Niemand die erforderliche Majorität von 137 Stimmen erhielt. Morgen 
findet daher eine abermalige Wahl ſtatt. 

London, 23. Jan. Geſtern fand abermals ein Miniſterrath 
ſtatt, am Montag hatte der ruſſiſche Botſchafter, Graf Schuwaloff, 
mit Lord Derby eine Conferenz. — Der Afrikareifende Stanley iſt 


hier eingetroffen. 


Madrid, 23. Jan. Die Vermählung des Königs Alfons mit 
der Prinzeſſin Mercedes hat heute in Gegenwart von vielen Repräſen⸗ 
tanten der parlamentariſchen Körperſchaften und unter zahlreicher Theil⸗ 
nahme der Ariſtokratie und des diplomatiſchen Corps ſtattgefunden. 

Petersburg, 22. Jan. Ein officelled Telegramm aus Kazanlik 


der alten Börſe auf längere Zeit gewährt werden. Außerdem wurde der vom 19. d. M. bringt folgende Details über die Kämpfe am 16. und 
een 17. d.: Die am 15. d. nach Dermendere zurückgeworfenen türkiſchen 
Architekt Barchewitz, Baumciſter C. Schmidt, Architekt Heinze und 
re i Arch Leyenthal, zur Cooptation zu empfehlen. Auch follen auf An. Fuad Paſcha 24 Tabors aus Schumla herangezogen. 
n Praxis der hi anderen Anträge ausſchließende Antrag auf Tages: trag des Herrn Kimbel die verſchiedenen hiefigen Innungen aufgefordert befahl dem Grafen Schuwaloff, am 16. d. Dermendere mit feiner 


Truppen beſtanden aus 35 Tabors unter Fuad Paſcha, davon hatte 
General Gurko 


Colonne und den Colonnen unter Schilder und Weljaminoff anzu⸗ 
greifen und gegen die rechte türkiſche Flanke vorzugehen. Gleichzeitig 
wurde General Dandeville beordert, mit der 3. Garde⸗Inſanterie⸗Di⸗ 


aſchinen⸗Holzröhren zu Flüſſigleitsleitungen. Redner begründet die Bes viſion und einer Brigade, zuſammengeſetzt ans dem Jekaterinoslaw⸗ 
nennung „Maſchinen⸗Holzröhren“ dadurch, daß die einzelnen Theile der⸗ 


ſchen und dem Aſtrachan'ſchen Dragoner⸗Regimente unter General 


VT Kraßnoff und einigen Sotnien der Koſaken⸗Brigade des Generals 
ba daß 50 durch dieſelben Mir Waſſer roftfrei en N ohne Kurnakoff gegen Stanimakt vorzudringen, die Maritza bei Jenimahale 
irthſchafts⸗ und Speiſebedarf wieder zu überſchreiten und die Rückzugslinie der Türken zu bedrohen. Graf 


ellen ſich dieſe Röhren in allen Dimenſionen Schuwaloff ſchob feine linke Flanke von Madikiol und Airanli vor und 


nahm in der Nacht vor den Bergen Aufſtellung, die rechte Flanke 
gegenüber Dermendere, die linke gegenüber Markowo. Die rechte 
Flanke führte den ganzen Tag einen demonſtrativen Kampf bei Der⸗ 
mendere und hielt auf dieſe Weiſe dort einen bedeutenden Theil der 
tütkiſchen Streitkräfte zurück. Inzwiſchen marſchirten die übrigen tür⸗ 
kiſchen Truppenzüber Markowo, Bellaſtina, Karagatſch, Stanimakt, ſtießen 


auf einen diesbezüglichen Aufſatz in der letzten Nummer des „Breslauer jedoch auf dem Marſche auf die Colonne Dandeville 8. Dieſer Colonne 
Gewerbeblattes.“ Die hierauf vorgenommene Druckprobe mit ſolchen pol fel der Haupttheil des Kampfes am 16. d. zu. General Kraßneff, 


röhren ergab eine Widerſtandsfähigkeit auf 12 und weiter bis auf 20 welcher die 


Atmoſphären. Dies Experiment, ſowie die zur Prüfung vorgelegten Proben 
erregten das lebhafte Intereſſe aller Anweſenden. Der Vorſitzende ſprach 
dem Redner den Dank der Verſammlung aus. — Zum Schluß zeigte Herr 
Dr. Beblo farbige Photographien und zwei Bilder der Albertotppie vor. 


A. F. Breslau, 23. Jan. [(Handwerker⸗Verein.] Der jüngite Vers 
einsabend brachte den angekündigten Vortrag des Herrn Dr. P. e 
burger: „Ueber Temperamente“. Die allgemein verſtändliche Darſtellung 
erwarb ſich den ungetheilten Beifall der Zuhörer, dem der Tagesvorſitzende 
in einigen Worten Ausdruck lieh. — Nachdem Herr Dr. Juliusburger noch 
einige dem Fragekaſten entnommenen Fragen bereitwilligſt erledigt und das 
Programm der Holteifeier mitgetheilt worden war, gelangte ſchließlich ein 
Schreiben des hieſigen Frauenbildungs⸗Vereins an Verleſung, worin der: 
ſelbe die Eröffnung einer Fortbildungsſchule für Mädchen, welche der Schule 
entwachſen ſind, anzeigt und zur Theilnahme an den vorläufigen Unterrichts⸗ 
curſen im Rechnen, Schönſchreiben und in der deutſchen Sprache unter Mit⸗ 
theilung der Bedingungen auffordert. 


B. Breslau, 23. Jan. [Breslauer Credit⸗Verein, eingetragene 
Genoſſenſchaft.] Die für geſtern Abend nach dem Saale zum „gelben 
Löwen“ (Doerſtraße Nr. 23) berufene „ordentliche Generalverſammlung“ war 
von ca. 60 Mitgliedern beſucht. Der Director des Vereins, Herr Färber⸗ 
meiſter Sowade, eröffnete die Verſammlung um 8 Uhr mit Verleſung 
der Tagesordnung. Der Buchhalter Herr Huhn gab den Jahres- und 
Rechenſchaftsbericht. Letzterer iſt ſchon auszugsweiſe veröffentlicht, wir er⸗ 
wähnen deshalb nur aus dem Jahresbericht, daß der Verein 675 Vorſchüſſe 

ewährte, von denen der kleinſte 9 M., der größte 1200 M. betrug. Die 

eneral⸗Verſammlung ertheilt 2 Die beantragte Decharge. Zur 
Gewinnvertbeilung übergehend, wird die Dividende in Höhe von 6 pCt. be: 
chloſſen. Dieſelde gelangt im Monat Februar zur Auszahlung. Den Zins⸗ 
fuß ſetzt die General- Verſammlung, gleichwie im Vorjahr, auf 8 pCt. für 
neue Vorſchüſſe, 10 pCt. für Prolongationen feſt. Director Sowade und 
Stellvertreter Hartmann verzichten auf Entſchädigung für ihre Mühe: 
waltung. Die Verſammlung dankt ihnen für ihre Thätigkeit durch Erheben 
von den Plätzen. Herr Hartmann lehnt eine Wiederwahl wegen Kränklich⸗ 
keit ab, an ſeiner Stelle wird Herr Particulier Groſche neu in den Vor⸗ 
ſtand berufen, Herr Kaſſirer Hübſcher aber einſtimmig wiedergewählt. Die 
Ergänzungswahlen des Ausſchuſſes machen zum Theil engere Wahlen noth: 
wendig. Neu⸗ reſp. wiedergewählt werden die Herren: Schneidermeiſter 
Kinzel, Schmiedemeiſter Lache, Glaſermeiſter Albrecht, Hutmachermeiſter 
Kolbe, Holzhdlr. Peter, Goldarbeiter Thomas und Kaufm. Louis Cohn. 


R. Steg, 23. Jan. [Graue Schweſtern.] Nach dem Jahresbericht 
der Grauen Schweſtern über ihr Wirken im abgelaufenen Kalenderjahre 
find von denſelben 257 Kranke verpflegt worden; davon waren 109 der 
katholiſchen, 133 der evangeliſchen und 15 der jüdiſchen Religion angehörig. 
Von die! ſind 141 geneſen, 75 geſtorben, 12 erleichtert entlaſſen, 6 ins 
Kranken eas gebracht, 2 als unheilbar entlaſſen und 21 ins laufende Jahr 
ur Pfl. übernommen. Ferner ſind von dem Orden 4860 Portionen 
pe und Eſſen an Arme und Kranke vertheilt worden. 


m. Nosdzin, 22. Jan. [Verſchiedenes.] Wie bereits in Nr. 15 
dieſer Zeitung unſern Leſern mitgetheilt, ſollte am 1. April c. eine jüdiſche 
Privatſchule hierſelbſt ins Leben treten. Heute jedoch können wir miugeilen, 
daß das Unternehmen zu Waſſer geworden, weil die Regierung zu Oppeln 
die Genehmigung laut allgemeinen Beſtimmungen des Cultusminiſters vom 
15. October 1872, betreffend das Volksſchulweſen: „Wo an einem Orte 
mehrere einklaſſige Schulen beſtehen, iſt deren Vereinigung zu einer mehr⸗ 
klaſſigen Schule anzustreben“, verweigert hat. — Am Sonnabend fand im 
Markusſield'ſchen Saale die zweite theatraliſche Abendunterhaltung der 
Schoppinitzer Liedertafel ſtatt. Vor einem recht zahlreich verſammelten Audi⸗ 
torium gelangten zur Aufführung: Feſt⸗Ouverture von Weber. Hierauf 
folgte der einactige Schwank: Garibaldi, von S. Roſen, welchem ſich ein 
komiſches Duett von Gense: „Der Raucher und der Schnupfer“ anſchloß. 
Als letzte Piege gelangte zur Darſtellung: Sachſen in Preußen, Genrebild 
mit Geſang und Tanz. 


m. Rosdzin, 23. Jan. [Lehrer⸗Nebenconferenz. — Unglücks ⸗ 
fall.] Gestern fand unter Part des Rector Herrn Nitſchke in der biefigen 
Vereinsſchule die erſte diesjährige Lehrer⸗Nebenconferenz ſtatt. Der Con⸗ 
ferenzbezirk iſt durch das Hinzutreten der Collegen aus Klein⸗Dombrowka, 
8 und Suſanna⸗Grube vergrößert und zählt 24 Lehrer und zwei 
behrerinnen. Nachdem von zwei Verfügungen der Regierung Kenntniß ge⸗ 
nommen, wurden die Arbeiten für das laufende Jahr vertheilt und Zeit 
wie auch Ort für die kommenden vier Verſammlungen beſtimmt. — Heute 
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aus der combinirten Dragoner Brigade beſtehende 
Vorhut befehligte, fand die Maritza⸗Brücke zerſtört und ließ die In⸗ 
fanterie deshalb auf Booten, Flößen und auch zu Pferde den Fluß 
überſchreiten. Bei Karagatſch angekommen, bemerkte er die in der 
Nähe vorübermarſchirende türkiſche Colonne, griff dieſelbe ſofort mit 
dem Bajonnet an, warf die Türken ins Gebirge zurück und erbeutete 
18 Geſchütze. Nachdem die Türken hierauf Verſtärkungen erhalten 
hatten, ergriffen ſie die Offenſive und begannen, unſeres Feuers un⸗ 
geachtet, ein Handgemenge, in der Abſicht, ihre Artillerie wieder zu 
gewinnen. Ste wurden jedoch abermals zurückgeworfen und zogen 
ſich in das Gebirge zurück. Später machten ſie, nachdem neue Ver⸗ 
ſlärkungen eingetroffen waren, abermals einen Bajonnetangriff, wur⸗ 
den aber ſchließlich, trotz ihrer verzweifelten Tapferkeit, abermals in 
das Gebirge gedrängt. Ein Paſcha wollte, obwohl er vollſtändig um⸗ 
zingelt war, ſich nicht ergeben, ſondern töbtete oder verwundete im 
Ganzen 15 Mann, bis er ſelbſt erſtochen niederfiel. In der Nacht 
concentrirten ſich die Türken bei Bellaſtina, die Ruſſen bivouakirten 
auf ihren Poſitionen. Die ganze Colonne des Generals Dan⸗ 
deville ſtieß zum Vortrab des Generals Kraßnoff. Am 17. d. Mts. 
rockirte General Schuwaloff und vereinigte ſeine Truppen mit der 
rechten Flanke des Generals Dandeville. Gleichzeitig wurde vor 
der Front ein Geſchützkampf geführt und ein Geplänkel unterhalten. 
Die Türken ergriffen zweimal die Dffenfice gegen die Truppen des 
Generals Dandeville, einmal gegen die Leibgrenadiere, wurden jedoch 
zurückgeworfen. Endlich ging Graf Schuwaloff zum Angriff über, 
wobei die gegen die feindliche Front operirende Diviſion Dandeville's 
Bellaſtina nahm und dort 11 Geſchütze erbeutete. Die Truppen des 
Generals Schuwaloff nahmen 17 Geſchütze. Der Sieg war ein voll⸗ 
ſtändiger. Der Feind floh in Unordnung in das Gebirge hinter 
Enikioi Laskowo. Bei Eintritt der Nacht wurde die Verfolgung des 
Feindes eingeſtellt, jedoch am 18. d. M., Morgens, wie berelts ge⸗ 
meldet, wieder aufgenommen. 

Petersburg, 23. Januar. Vom Großfürſten Nicolaus iſt aus 
Kaſanlik vom 22. d. M. folgendes Telegramm eingegangen: General 
Strukoff hat Adrianopel am 20. d. ohne Kampf beſetzt. Die Ein⸗ 
wohner, welche eine Plünderung durch die maſſenweiſe in Adrianopel 
eingedrungenen Tſcherkeſſen und Baſchibozuks befürchtet hatten, nahmen 
unſere Truppen mit Enthufiasmus auf. Die türkiſchen Behörden 
hatten die Stadt verlaſſen. General Strukoff hat eine proviſoriſche 
Verwaltung eingeſetzt, welche aus Mitgliedern der verſchiedenen Natio⸗ 
nalitäten beſteht. Die 30. Diviſion ſoll heute in Adrianopel ſein. 
Ich verlaſſe Kaſanlik am 24. d. und hoffe am 27. d. in Adrianopel 
einzutreffen. 

Athen, 23. Jan. Das neue Cabinet iſt conſtituirt: Comun⸗ 
duros Präſidium und Inneres, Theodore Delyanny Auswärtiges und 
Cultus, Bumbullis Marine, Papamichalopulo Finanzen und Juſtiz, 
Solteros Petme zas Krieg. . 

Newyork, 23. Jan. Der Dampfer „Helvetia“ von der National⸗Dampf⸗ 
alle (E. Mefing’ie Linie) und der Dampfer des norbveutichen 

loyd „Moſel“ find dier eingetroffen. 
(Aus L. Hirſch s Telegrapden⸗Durcau.) 

Peſt, 22. Januar. Der Eisgang der Donau nimmt eine beun⸗ 
ruhigende Ausdehnung an. Von 2—4 Uhr Mittag ſtieg die Donau 
um 5 Schuh. Cs fällt firömender Regen. Eine Ueberſchwemmung 
ſieht zu befürchten. 

Konſtantinopel, 22. Januar. Suleiman Paſcha iſt heute mit 
20,000 Mann aus Philipopel im Hafen von Kavala eingetroffen. 
Die hauptſtädtiſchen Moſcheen find zu Quartieren der hierherſtrömenden 
Flüchtlinge eingericktet worden. Der Vormarſch des ruſſiſchen Streif⸗ 
corps auf Gallipoli wird beſtätigt. 


Berliner Börse vom, 23, Januar 1878. 
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Berlin, 23. Januar. Die Auslaſſungen der „Petersburger Zeitung“, 
welches einflußreſche Blatt das Nichtzuſtandekommen des Friedens in den 
Kreis ihrer Betrachtungen ziebt und England für die Störung der Friedens⸗ 
beſtrebungen verantwortlich machen will, wirkten ziemlich ſtark deprimirend 
auf unſere Börſe. Auch an den anderen Plätzen ſcheint die weniger opti⸗ 
miſtiſche Auffaſſung der Situation an Terrain zu gewinnen, was um fo 
erklärlicher, als den Konſtantinopolitaner Gerüchten über einen zweimonat⸗ 
lichen Waffenſtillſtand, wie von dort gemeldet wird, die amtliche Beſtätigung 
fehlt. Die flaue Tendenz wurde von der Baiſſe nach Kräften ausgenutzt und 


mußte erſt zuletzt einer theilweiſen Erholung der Courfe weichen, nachdem man! 140% M. bez., per Frühjahr 142% 


beſtimmt wiſſen wollte, daß die beutige miniſterielle 


„Provinzial⸗Correſpond.“ 
eine dem Frieden gühßige Perſpective eröffne. Der Umfang des Verkehrs 
war nur ſehr mäßig, ein Verkaufsandrang nicht zu bemerken und der Cours: 
druck zumeiſt das Reſultat von Baiſſeoperationen, die ebenſowenig weite 
Grenzen einnabmen, jedoch in der beginnenden Liquidation eine gewiſſe 
Stütze fanden. Für rumän. Stamm⸗Prioritäten und Schuldverſchreibungen 
erhielt ſich, entgegen der allgemeinen Tendenz, gute Kaufluſt bei ſeſtem 
Coursſtande. Auch die der Speculation dienenden ruſſiſchen Anleihen hatten 
unter dem allgemeinen Druck nicht zu leiden. Die internationalen Specu⸗ 
lationspapiere gingen mit Einbußen von einigen Mark aus dem beutigen 
Verkehr hervor. Oeſterr. Creditactien erfuhren mehrfach Schwankungen, 
Franzoſen und Lombarden blieben ruhiger. Oeſterr. Creditactien gingen in 
der Liquidation glatt auf. Die öſterr. Nebenbahnen blieben faſt ganz ge⸗ 
ſchäftslos, verrietben aber doch ziemlich allgemein gute fenen Galizier 
waren eher gedrückt. Auch die localen Speculationseffecten erwieſen ſich 
eher matt und in den Courſen weichend. Der Verkehr in dieſen Werthen 
blieb indeß ſehr gering. Es notirten Disconto⸗Commandit ult. 112,10 bis 
113,50, Laurahütte ult. 67 / — 4 68,25. In ſebr gedrückter Stim⸗ 
mung hatten die auswärtigen Staats⸗Anleihen eröffnet, fpäter beſſerte 
ſich indeß die Haltung, ohne daß aber die Umſätze die Grenzen 
eines ſehr ruhigen Geſchäftes überſchritten. Ruſſiſche Werthe blieben 
ſchwach und mußten in Folge ſtärkeren Angebotes in den Notirungen 
nachgeben. Beſonders betraf dies die fundirten Anleihen und Prämien⸗ 
Anleihe. 77er Anleihe 8174 80, 81 —81 7, ältere Sprocentige An⸗ 
leiben pr. ultimo 81180 —81 1. Pteußiſche und andere deutſche Staats: 
papiere blieben ſehr ſtill. Eiſenbahnprioritäten bekundeten gute Feſtigkeit, 
verhielten ſich aber ebenfalls ſehr ruhig. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte 
berrſchte eine mattere Tendenz. Die rheinifch - weſtfäliſchen Speculations⸗ 
Deviſen erfuhren gegen Schluß eine leichte Beſſerung. Hamburger wurden 
höher bezahlt, Anhalter und Halberſtädter gingen in den Notirungen zurück. 
Polsd. und Stettiner blieben faſt ganz geſchäftslos, Breſt Kiew zog um 
5 pCt. an, Rumänen ſchwächer, Freiburger, Nahebahn, Berlin-Dresdener 
und Weimar⸗Geraer nicht unbelebt. Bankactien bewegten ſich mäßig in 
feſter Haltung. Sächſiſche Bank ſteigend, Schaaffhbauſen zog, bei regem Ge: 
Geſchäft an, Deutfhe Bank und Deſſauer Landesbank und Meininger Hypo: 
theken ſehr lebhaft gefragt. Eſſener Creditbank zu unveränderter Notiz recht 
lebbaft. Weimariſche Ban! billiger, aber bei gutem Verkehr, Thürin⸗ 
giſche Bank niedriger, Leipziger Creditbank gab ebenfalls etwas nach. In⸗ 
duſtriepapiere blieben faſt ganz geſchäftslos. Centralheizung beyauptete ſich 
in guter Feſtigkeit. Hochdahl und Durer Kohlen ſteigend. 

Um 2% Uhr: Feſt. Credit 382,50, Lombarden 133, Franzoſen 434,50, 
Reichsbank 155,70, Disconto⸗Commandit 114, Laurahütte 69,25, Türken 
—, Italiener 73,10, Oeſterr. Goldrente 63,50, do. Silberrente 56,80, do. Papier⸗ 
rente 54,00, Sproc. Ruſſen 81,75, Köln⸗Mindener 84,50, Rheiniſche 102,50, 
Bergiſche 69,40, Rumänen 24,90, Neue Ruſſen 81,60. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
(H. TB.) Paris, 23. Januar, Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3% Rente 
„—, Neueſte Anleihe de 1872 109, 20, Türken de 1865 9, 20, neue 
Egyptier —, —, Banqu. ottoman —, —, Italiener —, —, Chemins 
egpptiend —, —, Ruſſen de 1877 83,—, öſterr. Goldrente 63, 93, ungariſche 
Goldrente —, —, Spanier —, —. 

Frankfurt a. M., 23. Janua Nachmittags 2 Uhr 30 Min. (Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20 387. Pariſer Wechſel 81, 01. iener 
Wechſel 170, 70. Böhmiſche Weſtbahn 148%. Eliſabetbahn 138%. Galigier 
207%. Franzoſen“) 216%. Lombarden“) 66%. Nordweſtbahn —. Silber: 
rente 57. Papierrente 54. Goldrente 63%. Ungar. Goldrente 78%. Ita⸗ 
liener —. Ruſſiſche Bodencredit 73%. Ruſſen 1872 82%. Neue ruſſiſche 
Anleihe 81%. Amerikaner 1885 99%. 1860er Looſe 106%. 1864er Looſe 
—, —. Creditactien“) 189% Oeſterr. Nationalbank 688, 00. Darmſt. 
Bank 106. Meininger Bank 71% Hedſſiſche Ludwigsbahn 78 Ungar. 
Staatslooſe 150, 00. do. Schatzanweiſungen, alte, 98%. do. Schatzanwei⸗ 
ſungen, neue, 93%. do. Oſtbahn⸗Obligationen 63%. Central⸗Pacific —. 
Reichsbank 155%. Silbercoupons —. Rudolfsbahnactien —. Deutſche 
Reichsanleihe 95. Verſtimmt, Schluß etwas beſſer. 

Nach Schluß der Börſe: Feſt. Credu⸗Actien 191%, Franzoſen 217½, 1860er 
Looſe 107, Galizier 208, Goldrente 63%, Silberrenſe —, Papierrente —, 
Lombarden —, Nationalbank —, Reichsbank —, Neue ruſſ. Anleihe 81 , 
Ungar. Goldrente 79. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Hamburg, 23. Januar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 115%, Silberrente 56%, Goldrente 63%, Credit⸗Actien 191%, 
1860er Looſe 107% 
Vereinsb. 121%, Laurahütte 66%, Commerzbank 97%, Norddeutſche 138, 
Analo⸗deutſche 31, Internat. Bank 74%, Amerikaner de 1885 96%, Köln: 
Minden. St.⸗A. 84%, Rhein. Eiſenb. do. 102%, Berg.⸗Märk. do. 69%, 
Neue Ruſſen 8276. Disconto 2% pCt. — Schluß feſt. 

Hamburg, 23. Jan., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen leco flau, 
auf Termine feſt. Roggen loco ruhig, auf Termine feſt. Weizen pr. 
April⸗Mai 210% Br., 209½ Gd., per Mai⸗Juni per 1000 Kile 212% 
Br., 211% Gd. Roggen per April⸗Mai 149 Br., 148 Gd., per Mai: 
Juni per 1000 Kilo 149 Br., 148 Gd. Hafer matt. Gerſte ſtill. Rüböl 
ruhig, loco —, per Mai per 200 Pfd. ‚73%. Spiritus flau, pr. Jan. 
39%, per Febr.⸗März 39%, pr. April-Maf 40%, pr. Mai⸗Juni pr. 1000 
Liter 100% 41. Kaffee ruhig, Umjas 3000 Sack. — Petroleum matt, 
Standard white loco Il, 00 Br., 10 90 Gd., per Januar 10, 90 Gd., 
pr. Auguſt⸗December 12, 40 Gd. — Wetter: Veränderlich. 

Liverpool, 23. Januar, Vormittags. [(Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 14,000 B., 
davon 10,000 B. amerikaniſche. 

Liverpool, 23. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Futures ½ billiger, Amerikaner und Surats „ niedriger. . 

Peſt, 23. Jan., Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Getreidegeſchäft 
ſtill. Alles verkehrlos. Termine geſchäftslos. Waſſerſtand abnehmend. — 
Wetter: * 5 

Paris, 23. Jan., Nachm. [Productenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
behauptet, per Januar 31, 75, pr. Februar 31, 75, per a nl 31, 75, 
per März⸗Juni 31, 50. Mehl behauptet, per Januar 69, 75, pr. Februar 
68, 50, pr. März: April 68, 25, pr. März⸗Juni 68, 25. Rüböl weichend, 
per Januar 98, 25, per Februar 98, 00, per März⸗April 97, 25, per 
Mai⸗Auguſt 95, CO. Spiritus matt, per Januar 57, 50, per Mais 
Auguſt 58, 00. — Wetter: Schön. 

„Paris, 23. Jan., Nachm. Robzucker feſt, Nr. 10/13 pr. Januar pr. 
100 Kilogr. 54, 50, Nr. 5 7,9 pr. Januar per 100 Kilogr. 60, 75. Weißer 
Zucker feſt, Nr. 3 br. 100 Kilogr. pr. Januar 64 50, pr. Februar 64, 50, 
pr. Mai⸗Auguſt 65, 50. 

London, 23. Jan. Havannazucker ſtetig. 5 

5 Gate 23. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 M. Getreidemarkt 
geſchäftslos. 

Antwerpen, 23. Januar, Nachmittags 4 U. 30 M. [Petroleum markt.] 
(Schluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 28% bez. und Br., per Januar 
28½ bez. und Br., per Februar 23% Br., pr. März 28% bez. und Br., 
pr. September 31 Br. Feſt. . j 

Bremen, 23 Jan., Nachm. Petroleum ruhig. (Schlußbericht.) Standard 
white loco 11, 30, pr. Februar 1], 30, per März 11, 40, pr. September 
12, 50 bez., pr. Auguſt⸗December —, —- 


Hamburg, 23. Januar. (Officieller Bericht.) Spiritus. Januar 
— Br., Gld., Januar⸗Februar 25 Br., 39% Gld., Februar-März 
40 Br., 39% Gld., März⸗April 40% Br., 40 Gld., April⸗Mai 40% Br., 
40% Gld., Mai⸗Juni 40% Br., 40% Gl. 


Berlin, 23. Januar. [Producten⸗Bericht.] Das veränderliche, vor⸗ 
herrſchend regneriſche Wetter und ſehr milde Temperatur muß man natür⸗ 
lich jetzt als durchaus ſaiſonwidrig bezeichnen; mehr als dies bat aber die 
von einem Petersburger Zeitungsartikel angerichtete Verwirrung der öffent» 
lichen Meinung unſern Markt befeſtigt. Roggen iſt wenig umgeſetzt, eine 
Kleinigkeit mehr als geſtern ließ ſich jedoch erzielen. — Weizen wurde etwas 
0015 gehalten, Käufer mußten ſich fügen. — Hafer loco matt, Termine ge⸗ 
chäftslos. — Rüböl ſehr matt. Mühlen waren für ſpätere Sichten ver⸗ 
kaufsluſtig, Reflectanten find recht ſpärlich vertreten geweſen. — Petroleum 
in gedrückter Haltung. — Spiritus etwas ſeſter. Kaufluſt trat mebr in 
den Vordergrund und hat eine Kleinigkeit mehr als geſtern bezahlen müfjen. 

Weizen loco 185—225 M. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, feiner 
gelber ungariſcher — M., gelber ruſſ. 190—197 M., exauiſiter gelb. 
ruf. — M, weiß⸗bunter poln. — M. ab Bahn bez., per Januar — 
Mark bez., per April⸗Mai 205—204% M. bez., per Mai: Juni 207 
bis 206% M. bez., per Juni⸗Juli 209—208% M. bez. Gel. — Eir. 
Kündigungspreis — Mark. — Roggen loco 134—150 M. pro 1000 Kilo 
nach Qualitat gefordert, ruſſiſcher 134—138 M. ab Bahn bez., feiner 
neuer ruſſiſcher — M. bez., inländiſcher 140—147 M. ab Bahn bez., per 
Januar 140 M. bez., per N 140 M. bez., per Febr.⸗März 

k. bez., per Mai⸗Juni 141% M. bez., 


Franzoſen 544, Lombarden 165, Italien. Rente 73, 


per Juni⸗Juli — M. bez. Gel. — Ceutner. Kündigunaspreis — M. - 
Gerſte loco 120 —195 M. nach Qualität gefordert. — Mais pro 1000 K 
loco alter 148—153 Mark, neuer — M., defect. alter — M. nach Quali 
tät bez. — Hafer loco 105 bis 160 M. pro 1000 Kilo nach Uualilät 
ber oſt⸗ und weſtpreußiſcher 120140 M. bez., ruſſiſcher 110—140 

„ bez., pommerſcher 125 —142 M. bez., ſchleſiſcher 125—142 M. bez., gali⸗ 
ziſcher — M. bez., böbmiſcher 125—142 M. bez., ungariſcher — M. 
bez., feiner weißer bia 148—151 Mark ab Bahn bez., per Januar — 
M. bez, ver Frübjahr 136% M. bez. Gekündigt — Ceniner. 

Spiritus loco „ohne Faß“ 48,7 bez., per Januar 49 M. bez., per 
Januar⸗Februar 49 Mark bez., per Apkil⸗Mai 50,6 —50,8—50,7 M. bez. 
ver Mai⸗Juni 50,951,151 M. be per Juni⸗Juli 51,8—52—51,0 
M. bez., per Juli⸗Auguſt 52,9—53.— 2.9 M. bez., per Auguſt⸗Sep⸗ 
8 53,8 —53,7 M. bez. Gekündigt 60,000 Liter. Kündigungs⸗ 
prei 7 


Breslau, 24. 


N 24. Jan., 94 Uhr Vorm. Der Geſchaftsverkebr am bei 
tigen Markte war im 


Allgemeinen etwas reger, bei ſtärkerem Angebot Preiſe 
unverändert. 


Weizen, nur feine Qualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſchet 
weißer neuer 18,00 —19,30—20,80 Mark, gelber neuer 17,10 18,10—19, 80 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. j 
Roggen bei ſchwächerem Angebot behauptet, pr. 100 Kilogr. 12,00 bis 
13,20 bis 13,90 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. neue 13,30 —14,50 Mark, 
weiße 15,40 16,40 Mark. Mi 
Hafer gut behauptet, pr. 100 Kilogr. neuer 11,30 —12,50—13,10 bis 
13,70 Mark. 
Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 12,10—13,10—14,00 Mark. 1 
Erbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 14,00 —15,00— 17,00 Mark. 
8 1 8 255 Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 18,00 — 19,00 
is 19, ark. 
Lupinen mehr Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 9,20—10,20—11%0 
Mark, blaue 9,00 — 10,00 —10,40 Mark. 
Wicken gut preishaltend, pr. 100 Kilogr. 10,50 — 11,50 — 12,50 Mark. 


Oelſaaten in feſter Haltung. 
Schlaglein ſchwach preishaltend. 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und a 
Schlag⸗Leinſaat . 26 80 25. — 2 
Winterraps 31 50 30 — 8 
Winterrübſen 30 25 29 25 27 25 
Sommerrübſen 29 75 8 26 — 
Leindottenr 26 — Mi 22 — 

Rapskuchen behauptet, pr. 50 Kilogr. 7—7,40 Mark. | 
Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 8,70—9,20 Mark. 


Kleeſamen mehr Kaufluſt, rother ruhiger, pr. 50 Kilogr. 30-4045 
bis 50 Mark, — weißer ſehr feſt, pr. 50 Kilogr. 40—50—58—68 Mark, 
hochfeiner über Notiz. 
Tbymothee matter, pr. 50 Kilogr. 18—21—24 Mark. 
Mehl in zubiger Haltung, pr. 100 Ai Weizen fein 30,50—31,50 Mb» 
Roggen fein 20,25— 21,25 Mark, Hausbaden 20,75—21,75 Mark, Roggen⸗ 
Futtermehl 9,80 — 10,50 Mark, Weizenkleie 8,50 —9,20 Mark. 


Heu 2,30—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 9 
Roggenſtroh 18,00—21,00 Mark pr. Schock à 600 Kilogr. 


fl. [Getreide- ꝛc. Transporte.] In der Zeit vom 13. bis 19. Januar & 
gingen in Breslau ein: 

eigen: 274,812 Klgr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren ꝛc), 10,10 
Klgr. über die Gberſchleſiſche Bahn, 8700 Klgr. über die Poſener Bahn, 
123,946 Klgr. über die Mittelwalder Bahn, 59,346 Klgr. über die Rechte? 
Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 476,304 Kilogramm. 

Roggen: 182,757 Klgr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren ꝛc.), 48, 
Kilogr. über die Poſener Bahn, 276,377 Kilogr. über die Mitielwalcez 
— 5 500,568 Klgr. über die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 1,008, 

ilogramm. 
Gerſte: 49,696 Klgr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren c.), 122,5 
Klgr. über die Oberſchleſiſche Bahn, 14,460 Klgr. über die Poſener Bahn, 
80,553 Klgr. über die Mittelwalder Bahn, 22,800 Klgr. über die Freiburger 
Bahn, 27,067 Kilogramm über die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 
317,001 Kilogramm. f 52 

Hafer: 38.967 Klgr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren ꝛc.), 45,705 
Klgr. über die Dberfchlejiche Bahn, 27,067 Klgr. über die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 

n, im Ganzen 131, Kilogramm. 2 

ais: 100,139 Kilogr. aus Oeſterreich (Galizien, ren 2), 9975 
Klgr. über die Mittelwalder Bahn, im Ganzen 110,114 Klgr. 

Oelſaaten: 264,689 Klgr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren ꝛc.), 21,653 
Kilogr. über die a he Bahn, 11,670 Klgr. über die Poſener Bahn, 
68,221 Klyr. über die Mittelwalder Bahn, im Ganzen 366,233 Klgr. 

Hülfenfrücte: 24,746 Klar. aus Oeſterreich N Mähren e., 
29,307 Klgr. über die Oberſchleſiſche Bahn, 19,857 Klgr. über die Poſenet 
Bahn, im Ganzen 73,910 Klgr. j 

derſelben Zeit wurden von Breslau verſandt: J 
eizen: 7650 Kilogr. nach der Poſener Bahn, 96,499 Klgr. von der 
e 0 nach her e abi, 80 Ki den bon Sr 
eſiſchen nach der Freiburger Bahn, N gr. auf der Freibu 
Bahn, 20,000 Kilogr. nach der Oberſchleſiſchen Bahn, 75,700 Kilogr. auf del 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 419,759 Klgr. 5 f 
Roggen: 5100 Klgr. nach der Poſener Bahn, 10,370 Kilogr. von der 9 
Oberſchleſſcen nach der Markiſchen Bahn, 28,015 Kilogr. von der Ober“ 
chleſiſchen nach der Freiburger Bahn, 361,100 Kilogr. auf der Freiburg 
a 131,900 Kilogr. auf der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 536, 
ilogramm. - 
erſte: 5025 Klgr. nach der Pojener Bahn, 49,575 Klgr. von denk 
Oberſchleſiſchen nach der Markiſchen Bahn, 30,250 Klgr. von der Dial le- 
ſiſchen nach der Freiburger Bahn, 50,700 Klgr. auf der Sreiburger u, 
10,134 Kigr. auf der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn, im Ganzen 145,684 Klgr. 

Hafer: 10,200 Klgr. von der Oberſchleſiſchen nach der Märkiſchen Bahn, 
5085 Klgr. von der Oberſchleſiſchen nach der Freiburger Bahn, 10,100 Klge⸗ h 
auf der Freiburger Bahn, im Ganzen 25, gr. 2 

Mais: 9000 Klgr. nach der Oberſchleſiſchen Bahn. g 

Oelſaaten: 42,955 Kilogr. nach der Poſener Bahn, 15,200 Klgr. von 
der Oberſchleſiſchen nach der Märkiſchen Bahn, 8673 Klgr. nach der Ober 
1 Bahn, 5155 Kilogr. nach der Mitielwalder Bahn, im Ganzen 

„983 Klar. 

Salfenfrüdte: 46,647 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der Mär? 
kiſchen Bahn, 10,487 Kilogr. von der Oberſchleſiſchen nach der Freiburger 
Lahn, 8001 Klar. nach der Oberihleffhen Bahn, im Ganzen 65,135 Nag 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts 
Sternwarte zu Breslau. 


Januar 23., 24. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftwärm . + 5% 2.2049 + 19,5 
Luftdruck bei OOo. 328,42 328,42 326“",88 
Dunſtdrucfk 2,62 4.81 1%/68 
DunſtſättigQung 82 pCt. 70 pt. 73 pt. 
Wiſ d SW. 2. A N, . 2. i 
Wiler bedeckt. bezogen. heiter. 


— — ——ũ—6. —— ee ſ—[„——ꝛß3ſ —-t — — 
Breslau, 24. Jan. [Waſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 76 Em. U.⸗P. — M. — Em. 
Eisſtand. f 


Lobe - Theater. Schöne Karpfen, Hechte u. andere 


24. Jan. 3. I. M.:] Fiſche find friſch angel. bei Wittwe 
d Pie Chrom.” Seer J. Palm, 2. Bude v. d. Herrenſtr. aus⸗ 


—. ͤ . / TRETRaRTRETET—EE 
Uyma’s Hotel, Gleiwitz 0S., 


jezt Trautvetter, un 


empfiehlt ſich den geehrten Neifenden zur gütigen Beachtung. 


Nur echten Astrachaner Caviar 


3 
in chöner, hellgrauer Waare, _ [84] 
versendet gegen Nachnahme das Brtt.-Pfund incl. Fass mit 4,50 Mark 


C. Goralczik, Myslowitz 0.-8. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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